



genau gegenteiligen Befehle des OKW, sich von dem 
bestialischen Vorgehen der Roten Armee nicht provo¬ 
zieren zu lassen. 

Die unter solchen Prämissen zusammengestellten 
Ausführungen, Zahlen, Schuldzuweisungen sind ent¬ 
sprechend einzustufen. Zweifellos verwendet Streit 
auch viel richtiges Material, doch belegt eine solche 
Grundsatzhaltung, daß er ohne die geringste morali¬ 
sche Hemmung beliebig Unrichtigkeiten verwendet, 
was es dem Leser, der ja nicht alle Quellen studieren, 
geschweige denn hinterfragen kann, außerordentlich 
erschwert, bei den angeführten Details Richtiges von 
Falschem zu unterscheiden. 

Gleichermaßen wichtig ist aber auch das Verschwei¬ 
gen wichtigster Zusammenhänge, die er mit Sicher¬ 
heit kennt, führt er doch in seinem Literturverzeich- 
nis u.a. auch das zwar durchaus informative, aber 
keineswegs als objektiv zu bezeichnende Buch von 
Alexander Dallin "Deutschlands Herrschaft in Ruß¬ 
land 1941 - 1945" an, in dem dieser als Folge des 
deutschen "Ostackerprogramms" ausführte: 

"Von dem etwa 1 Million qkm großen und von über 65 
Millionen Menschen bewohnten besetzten Gebiet wurden von 
den Deutschen zu keiner Zeit mehr als als die Hälfte ausge¬ 
beutet. ... 

In den 3 Beatzungsjahren wurden insgesamt 15.000 Wag¬ 
gons landwirtschaftliche Geräte und Maschinen im Wert von 
etwa 172 Millionen Mark in den Osten gesandt, u.a. 7.000 
Traktoren, 20.000 Generatoren, 250.000 Stahlpflüge und 3 
Millionen Sensen. Darüber hinaus gingen mehrere Tausend 
Ochsen, Kühe, Schweine und Zuchthengste zur Auffüllung des 
Viehbestandes in den Osten." 1,1 

Der Wiederaufbau von den Sowjets mutwillig zer¬ 
störter Kraftwerke, Zechen, Produktionsstätten aller 
Art, des Verkehrsnetzes hat unwahrscheinlich hohe, 
im einzelnen nicht spezifierbare deutsche Investitio¬ 
nen erfordert, auch Handelslieferungen aus dem Reich 
in Höhe von 535 Millionen RM wären hinzuzuzählen, 
für die freilich auch Gegenleistungen in Höhe von 725 
Millionen erbracht waren. 201 Diese hätte eine räuberi¬ 
sche Besatzungsmacht freilich auch als "Beutegut" aan 
sich reißen können. 

Die von Chr. Streit wiedergegebenen Zahlen der in 
den großen Kesselschlachten 1941 in Gefangenschaft 
geratenen Rotarmisten sind zweifellos richtig, sie wa¬ 
ren seinerzeit in den Wehrmachtsberichten bereits ge¬ 


nannt: 

9.7.1941 Bialystok/Minsk = 323.000 

Anfang August Uman = 103.000 

5.8.1941 Smolensk/Roslavl = 348.000 

20.8.1941 Gomel = 50.000 

23.8.1941 llmensee = 18.000 

Ende August 1941 Velikije Luki = 30.000 


19) Alexander Dallin, "Deutsche Herrschaft in Rußland 1943 - 1945", Düssel¬ 
dorf 1958, S. 378. 

20) ebenda S. 419.. 


4.9.1941 Estland = 11.000 

Mitte September 1941 Demjansk = 35.000 

26.9.1941 Kiew = 665.000 


Ende September 1941 Luga/Leningrad = 20.000 

10.10.1941 Melitopol/Berdjansk = 100.000 

14.10.1941 Wjasma/Briansk = 662.000 

16.11.1941 Kertsch =100.000 


insgesamt s 83 2.465.000 

Deutscherseits ist nie bestritten worden, daß die 
Wehrmacht auf eine solch ungeheure Zahl von Geg¬ 
nern allgemein und somit auch Kriegsgefangenen, zu¬ 
mal schon kurz nach Beginn des Feldzuges, nicht vor¬ 
bereitet war. 

Stalins Befehl von der "verbrannten Erde" am 

3. Juli 1941 -- alle Lebensmöglichkeiten auch für die 
eigene, hinter die deutschen Linien geratene Bevölke¬ 
rung zu vernichten (Lebensmittel, Maschinen, Gebäu¬ 
de, Kraftwerke, Schienennetz, Brunnen usw.) —, hat 
die Wehrmacht zudem außerordentlich behindert, Hilfs¬ 
quellen des Landes für die Ve r sorgung der Kgf. sowie 
der Städte zu mobilisieren. Schlamm und Kälte bis 
schließlich zu 40 Grad ließen Bemühungen zur Wie¬ 
derherstellung der Verkehrswege nahezu völlig zu¬ 
sammenbrechen. Immerhin war mit der Vorbereitung 
von Winterunterkünften für die Kgf. bereits Mitte Sep¬ 
tember 1941 begonnen worden, -- vor den großen Kes¬ 
selschlachten von Kiew, Wjasma und Briansk. s 175 

Deutsche Heerführer spezifizierten übereinstim¬ 
mend die Gründe für die auch ihnen erschreckend 
erscheinenden Konsequenzen der Kriegsfolgen. So er¬ 
klärte Generaloberst Alfred Jodl, Chef des Wehr¬ 
machtführungsstabes, vor dem IMT in Nürnberg: 

"Die eingeschlossenen russischen Armeen hatten einen fa¬ 
natischen Widerstand geleistet, und zwar bereits die letzten 8 
bis 10 Tage ohne jegliche Verpflegung. Sie hatten buchstäb¬ 
lich von Baumrinden und Wurzeln gelebt, denn sie hatten sich 
in die ungangbarsten Waldgebiete zurückgezogen und fielen 
nun in einem Kräftezustand in unsere Hände, in dem sie kaum 
mehr bewegungsfähig waren. Es war unmöglich, sie fortzu¬ 
schaffen. Es war in dieser angespannten Versorgungslage, in 
der wir uns mit dem zerstörten Bahnnetz befanden, unmöglich, 
sie alle fortzufahren. Unterkünfte waren nicht in der Nähe. 
Der größte Teil wäre nur durch eine sofortige sorgfältige 
Lazarettbehandlung zu retten gewesen. Sehr bald setzte dann 
der Regen ein und später die Kälte; und das ist der Grund, 
warum ein so großer Teil dieser, gerade dieser Gefangenen 
von Wjasma, gestorben ist." 211 

Deutsche Offiziere wiesen darauf hin, daß die in 
Gefangenschaft geratenen Rotarmisten noch nicht ein¬ 
mal Kochgeschirr besaßen, und solches von der Trup¬ 
pe für diese Massen auch nicht zu beschaffen war. 
Auch konnten nur selten Feldküchen erbeutet werden. s 

ISO 

21) IMT XV S. 451 f + ähnl. Generalfeldmarschall v. Manstcin, IMT XX S. 
665 f. 
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Der Quartiermeister im Rückwärtigen Heeresge¬ 
biet Mitte berichtete im November 1941: 

"Nach wie vor bleibt das am schwersten zu lösende Pro¬ 
blem die Versorgung der im Raume des Befehlshabers riickw. 
H.G. Mitte untergebrachten Gefangenenmassen. Eine Versor¬ 
gung allein durch die Weherne chtdienststellen ist unmöglich. 
Die Dulag (Durchgangslager) selbst verßgen nicht über die 
Einrichtungen und den Verwaltungsapparat, solche Mengen 
zu ernähren. Ein Dulag mit 20.000 Kriegsgefangenen müßte 
am Tag allein 10 Tonnen Kartoffeln kochen. Dies ist schon 
allein aus Mangel an genügenden Kochgelegenheiten nicht 
möglich. Allein die Heranschaffung der für die tägliche Ver¬ 
sorgung notwendigen Verpßegungsmittel ist den Dulag wegen 
Transportmangel nicht möglich. Die Beanspruchung der Truppe 
und von Transportkolonnen hierfür ist nicht möglich, da jeder 
verfügbare Laderaum zur Winterbevorratung der Truppe be¬ 
nötigt wird. Aus diesem Grund ist auch die Winterbevorratung 
der Dulag nur zu einem ganz geringen Teil durchßhrbar 
gewesen. Inwieweit der Einsatz der Zivilbevölkerung hier eine 
Abhilfe schaffen kann, läßt sich im Augenblick noch nicht 
übersehen; er wird jedoch örtlich verschieden sein. Es wird 
natürlich versucht, unter Ausnutzung sämtlicher Möglichkei¬ 
ten (Bäckereien, Gefangenenmiihlen, Beutelager usw.) die Ge¬ 
fangenenverpflegung weitgehendst sicherzustellen. Ein Ein¬ 
griff in die laufende Truppenverpflegung wird nach wie vor 
vermieden. Es wird versucht, die Kriegsgefangenenverpfle¬ 
gung durch freiwillige Leistungen oder Auflagen an die Dorf¬ 
gemeinden sicherzustellen. Neu ist die Einschaltung der Ge¬ 
fangenen, Werbungsansprachen gelegentlich von Bauernver¬ 
sammlungen, die überwacht werden." s 154 ' 155 

Ein anderer Bericht verweist auf den katastropha¬ 
len Gesundheitszustand der Kgf. von den Kessel¬ 
schlachten bei Wjasma und Briansk. 

"Die Kriegsgefangenen sind durch die lange Hungerperi¬ 
ode während des Kampfes und die zunächst nur sehr mäßige 
Ernährung nach der Gefangennahme körperlich äußerst stark 
heruntergekommen. Die Sterblichkeitsziffern stiegen daher er¬ 
heblich. Auffallend war, daß viele Gefangene selbst bei aus¬ 
reichend zur Verfügung stehender Nahrung körperlich nicht 
mehr in der Lage waren, die entsprechende Nahrung aufzu¬ 
nehmen und zu verwerten. Aus fast allen Dulag wurde berich¬ 
tet, daß Gefangene nach der ersten Nahrungsaufnahme ein¬ 
fach zusammenbrachen und tot liegenblieben. ... 

Schon vor den großen Kesselschlachten ist bei einzelnen 
russischen Truppenteilen die Ernährung schlecht gewesen. Es 
folgte dann noch die mangelhaftere Ernährung während der 
Kesselschlacht selbst. Zum Teil hatten die Gefangenen 6-8 
Tage keinerlei Verpflegung während der Schlacht bekommen 
und nährten sich von Waldbeeren und Baumrinde. 

Nach Abschluß der Ereignisse kam die Überführung in die 
deutschen Gefangenenlager, bei der ebenfalls Ernährungs¬ 
schwierigkeiten auftraten. Die Widerstandskraft dieser Leute 
ist durch diesen dauernden Mangel und die inzwischen einge¬ 
brochene Kälte derart geschwächt, daß jegliche Reaktionsbe¬ 
reitschaft fehlt. 


Es ist besonders hervorzuheben, daß bei der hohen Sterb- 
lichkeitsziffer Seuchen, Krankheiten im engeren Sinne und 
auch Verwundungsfolgen einen kaum beachtlichen Prozent¬ 
satz ausmachten. 

Ärztlicherseits bestand die Fürsorge darin, zu versuchen, 
diesen geschwächten Menschen möglichst zweckentsprechen¬ 
de Nahrung, Wärme unter ruhigeren Bedingungen zuzuführen. 
Der Erfolg ist mäßig." s 155 

Die Seuchenplage setzte wenig später ein. Auch sie war 
nicht "rassistisch motiviert", griff sie doch gleichermaßen auf 
die Deutschen über. 

"Mitte Dezember 1941 herrschte in fast allen Lagern au¬ 
ßerhalb und in den meisten Lagern des Reichsgebietes Fleck¬ 
fieber. " s 177 

Entlassungen und Arbeitseinsatz 

Nach einer Aufstellung des OKH/GenQu 221 waren 
bis zum 20.12.1941 = 3.350.639 Rotarmisten in deut¬ 
sche Gefangenschaft geraten. Von dieser Zahl sind 
abzuziehen die Entlassenen (hauptsächlich Volksdeut¬ 
sche, Ukrainer, Weißrussen, Karelier, Esten, Letten 
und Litauer), ferner die wieder Entflohenen und 
schließlich die Verstorbenen. 

"Die ständige Abnahme der Zahl der Gefangenen war z.T. 
auf Entlassungen — nahezu ausschließlich von »Hilfswilligen« 
und Freiwilligen für die »Osttruppen« — zurückzuführen. Bis 
zum 1. Mai 1944 waren im OKW- und OKH-Bereich 818.220 
Gefangene entlassen worden; bis Kriegsende mögen im Rah¬ 
men der Bemühungen , die »Osttruppen« zu verstärken, weite¬ 
re 200.000 entlassen worden sein, so daß man insgesamt mit 1 
Million Entlassenen rechnen kann." s 244 

Hiervon waren bereits bis Mai 1942 = 280.108 ent¬ 
lassen worden. s 557 Fn 5 

Obgleich Meldungen über den Verbleib der sowj. 
Kgf. für den OKH-Bereich erst ab 1. Januar 1942 
befohlen wurde, "als der Hönepunkt des Massenster¬ 
bens bereits überschritten war", s l29 , 

"statistische Daten über die sowjetischen Gefangenen für 
diese Zeit bis Anfang 1942 kaum auffindbar sind". s 129 

"zur Rekonstruktion von Ausmaß und Verlauf der Mortali¬ 
tät der Gefangenen nur einige wenige verstreute Quellen zur 
Verfügung stehen". s 130 

"Gerade für die Behandlung der jüdischen Gefangenen ist 
die Quellenlage schlecht." s 109 * 23) 
und 

"besonders bedauerlich der nahezu vollkommene Verlust 
von Quellenmaterialßr die Bereiche der Reichskommissaria¬ 
te Ostland und Ukraine ist, wo sich im Herbst 1941 ein großer 
Teil der Gefangenen befand, aber auch für das Reichsgebiet", 

22) Oberkommando des Hceres/Generalquartiermeister 

23) Jean-Claude Favcz, "Das Internationale Rote Kreuz und das Dritte Reich 
— War der Holocaust aufzuhalten?", München 1989. — Chr. Streit konnte 
noch nicht auf dieses Buch zurückgreifen, das eine Fülle von Beispielen für 
die Behandlung kriegsgefangener Juden — Soldaten und Offiziere - in 
deutschem Gewahrsam durch IRK-Delegationen belegt. 
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zieht Christian Streit unter Berufung auf Blatt 61 
der Bundesarchiv-Akte R 41/172 die Schlußfolgerung, 
daß bis Anfang 1942 bereits 2 Millionen Rotarmisten 
umgekommen oder umgebracht worden seien. s 128 

Wie problematisch solche nahezu durchgängig ge¬ 
zogenen Schlußfolgerungen sind, zeigt sich u.a. am 
Beispiel des Stalag (Stammlagers) Bergen-Belsen. In 
diesem "ursprünglich normalen Lager für sowjetische 
Gefangene" lebten Anfang November 1941 etwa 14.000 
Gefangene, von denen "täglich 80, Ende des Monats 
bereits 150 starben". 

"Ende des Winters war das Lager fast ganz ausgestorben." 

S 133 

ln der Fußnote (Fn) belehrt uns Streit indessen: 

"Möglicherweise lag die Sterblichkeit erheblich höher ... 
Es wäre aber möglich, daß um diese Zeit die großen Lager 
verkleinert wurden, um die Seuchengefahr zu verringern." F " 

64. S 360 

Gemeldete Belegstärken lassen somit nicht unbe¬ 
dingt auf Todesfolgen schließen. 

Ähnlich verfährt Chr. Streit mit dem "SS-KgF.- 
Lager Lublin" = Majdanek. Bezugnehmend auf einen 
polnisch-kommunistischen Autoren schreibt er: 

"Auch dort wurden die Gefangenen schnell ausgerottet. 
Von den 5.000, die im Frühherbst 1941 angekommen waren, 
lebten Ende November noch 1.500, im Juni 1942 wenige Hun¬ 
derte, die nach einem Ausbruchversuch sämtlich umgebracht 
wurden." s 221 

Anschließend verweist Streit auf Himmlers Pla¬ 
nung am 19.3.1942, Majdanek für die Aufnahme von 
weiteren 50.000, auf 150.000 sowj. Kgf. auszuweiten. 

So gibt es auch bei den Globalzahlen von "2 Millio¬ 
nen" bis Jahresende 1941 Umgekommener auf Grund 
mangelhafter Quellenlage, hoher Unsicherheitsquoten 
für Flucht, Verlegung, Entlassung, nicht in Meldeli¬ 
sten erscheinende Arbeitskommandos, Überstellungen 
in andere Heeres-, Luftwaffen-, Marine-, Waffen-SS- 
oder OT-Einheiten usw. keine endgültigen Beweise. 
Schließlich waren Herbst und Winter 1941 Zeiten hek¬ 
tischer Improvisationen und Veränderungen, in de¬ 
nen vieles unbürokratisch geregelt werden mußte. 


Einsatz im Reichsgebiet 

"Eine erste einschneidende Änderung ergab sich, als am 
23. September 1941 die Aufnahme von weiteren 500.000 Ge¬ 
fangenen im Reichsgebiet genehmigt wurde. Maßgebend da¬ 
bei war noch nicht der Wunsch nach Arbeitskräften, sondern 
die Befürchtung, daß die unzureichende Bewachung der Rie¬ 
senzahl der Gefangenen im Operationsgebiet zu Massenaus¬ 
brüchen und damit zu einer Stärkung der entstehenden Parti¬ 
sanenbewegung führen könne." s 172 


Am 31.10.1941 hat der Chef des OKW, Generalfeld¬ 
marschall Keitel, einen Führerbefehl weitergeleitet, 
der den Großeinsatz der sowjetischen Kgf. in der deut¬ 
schen Kriegswirtschaft anordnete und auf ausreichen¬ 
de Ernährung als Voraussetzung hierfür verwies. s l4 ' 
Am 26. November 1941 wurden die Verpflegungssätze 
der russischen Kgf. denen aller Gefangenen im Ar¬ 
beitseinsatz angeglichen, s 146 was indessen vielfach erst 
mit Verzögerung wirksam wurde. Auch flankierende 
Maßnahmen, wie Prüfung beruflicher Eignung, Kör¬ 
perpflege u.ä. für die Förderung der inneren Bereit¬ 
schaft zur Mitarbeit wurden eingeleitet. 

Ende Januar 1942 waren bereits 147.736 sowj. Kgf. 
in der deutschen Kriegswirtschaft eingesetzt, 

Ende März 1942 = 166.881 

Ende Okt. 1942 = 487.535 

im Juli 1943 = 505.975 

im Februar 1944 = 594.279 

im Januar 1945 = etwa 750.000 s 210 - 211 + 244 
Die Gesamtzahl der sowj. Gefangenen: 
im Dezember 1941 = 3.350 000 
Mitte Juli 1942 = 4.716.903 

im Januar 1943 = 5.003.697 

im Februar 1944 = 5.637.482 

im Februar 1945 = 5.734.528 s 244 

Die übrigen vielfältigen Zahlenangaben von Chr. 
Streit sind nicht ohne weiteres nachprüfbar und bei 
seiner Grundsatzhaltung auch kaum für eine ernst¬ 
hafte Untersuchung geeignet. Jedenfalls kommt er zu 
dem Endergebnis, daß in deutscher Gefangenschaft 
etwa 3,3 Millionen sowj. Kgf. zu Tode gekommen sei¬ 
en 5 244 — allerdings: "genaue Angaben lassen sich auch 
hier nicht machen". 

Laut russischen Untersuchungen in den 90er Jah¬ 
ren wurden 1,78 Millionen als in deutscher Gefangen¬ 
schaft oder sonstwie vermißt angegeben. 24 ' 

Am 19.2.1942 ordnete die Abt. Kgf. an, sowjetische 
Kgf. auch in der Landwirtschaft einzusetzen, um sich 
dort besser regenerieren zu können. 

"Damit war das System der »Aufpäppelung« geschaffen, 
das bis zum Kriegsende bestehen blieb. ... 

Dabei ist zu vermuten, daß die Chance der Kgf. in der 
Regel auf kleinen Bauernhöfen besser waren, als auf großen 
Gütern, wo viele Gefangene »in Kolonnen« eingesetzt werden 
konnten. ... 

In den folgenden Jahren entwickelte sich ein regelrechter 
Kreislauf: entkräftete Gefangene wurden zur »Aufpäppelung« 
in die Landwirtschaft gegeben; sobald sie zu Kräften gekom¬ 
men waren, wurden sie zurück in die Rüstungsindustrie oder 
den Bergbau gebracht, wobei es oft genug vorkam, daß sie 
durch den Raubbau, der mit ihren Kräften getrieben wurde, 
bald wieder »aufpäppelungsbedürftig« waren." s 147 

Albert Speer notierte über eine Besprechung vom 
22723.3.1942 in sein Tagebuch: 

24) Die Aula, Graz 3/2002, S. 37. 
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"Der Führer erklärt ganz eindeutig in längerer Ausfüh¬ 
rung, daß er mit der schlechten Ernährung der Russen nicht 
einverstanden sei. Die Russen müssen eine absolut ausrei¬ 
chende Ernährung erhalten, und Sauckel habe dafür zu sor¬ 
gen, daß diese Ernährung bei Backe nun sichergestellt wird." 

S. 148 • 25) 

Wenig später heißt es bei Chr. Streit, daß 

"die sowj. Kgf. in allen Wirtschaftszweigen beschäftigt wur¬ 
den", 

aber "Ausbeutung" an die Stelle der " rassistischen 
Vernichtung" getreten sei, wobei die 

"Gegnervernichtung in vermindertem Umfang in Kraft 

blieb". S2ag + m 

Wurden die Rationen für die sowj. Kgf. angehoben, 
so geschah dies nur "im Interesse der Erhaltung und 
Steigerung der Leistungsfähigkeit" . s 250 Die sowj. Kgf. 
und die "Ostarbeiter" erhielten ab 26.7.1944 die glei¬ 
chen Rationssätze wie die übrigen Kgf., im Okt. 1944 
die gleichen wie die Zivilbevölkerung. Zu dieser Zeit 
war die Wehrmacht bemüht, alle Gefangenen aus Ruß¬ 
land nach Westen zurückzuführen, im Stellungsbau 
und in der Kriegswirtschaft zu verwenden. 5 292 

Der Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduk¬ 
tion Albert Speer veranlaßte im Herbst 1944 eine 
völlige Neuorientierung im Arbeitseinsatz der sowj. 
Kgf. und "Ostarbeiter": durch Leistungsprämien sei 
ihnen eine den Deutschen vergleichbare Lebenshal¬ 
tung zu ermöglichen: Krankenfürsorge sowieso, Um¬ 
schulung für Versehrte, bessere Unterbringung, Frei¬ 
zeiten, Auflockerung der Überwachung, mehr Selbst¬ 
verwaltung, Vertrauensleute mit Beschwerderecht u.ä. 
In Musterbetrieben sollte dieser neue Stil erprobt wer¬ 
den. Sicher, so läßt sich feststellen, kam dies alles 
reichlich spät, ja zu spät. Doch wer darf in einem 
gigantischen Vernichtungskrieg, den die Alliierten von 
Anfang an gegen Deutschland führten (hiervon schrieb 
Christian. Streit nichts), allzu vertrauensselig gegen¬ 
über noch kürzlichen Feinden sein? 

Im Januar 1945 wurde eine größere Anzahl sowj. 
Kgf. in ein ziviles Arbeitsverhältnis entlassen. Eine 
Ausweitung dieses Programms war angeordnet. s 291 

"Für die meisten der alliierten Gefangenen bedeutete ihre 
Befreiung aus der deutschen Gefangenschaft die Rückkehr zu 
einem normalen Leben. Für viele sowjetische Gefangene war 
ihr Leidensweg noch nicht zu Ende. Das stalinistische Regime 
konnte nicht eingestehen, daß die große Masse der Gefange¬ 
nen durch sein eigenes Versagen in deutsche Gefangenschaft 
geraten war. Ein Teil der Gefangenen — wie groß er war, 
entzieht sich der Feststellung — wurde deswegen als »Verrä¬ 
ter« zu Zwangsarbeit verurteilt. Ihr Leben änderte sich nur 
wenig." s 295 


25) Fritz Sauckel, Gauleiter von Thüringen, seit 21.3.1942 Generalbevollmäch¬ 
tigter für den Arbeitseinsatz; Hcroert Backe, Staatssekretär im Reichser¬ 
nährungsministerium. 


Sowjetische Bemühungen um die 
HLKO 

Ein Kapitel widmet Chr. Streit den sowjetischen Be¬ 
mühungen um Anerkennung und Einhaltung der Haager 
Landkriegsordnung vom 18. Okt. 1907, deren Scheitern er 
der Reichsregierung anlastet. Die UdSSR hatte bekannt¬ 
lich die Haager Landkriegsordnung von 1907 nicht unter¬ 
schrieben und damit nicht anerkannt. Stalin versuchte nun 
unter Einschaltung des Internationalen Roten Kreuzes bzw. 
ihrer Kommission (IRK bzw. IKRK) und der Schutzmäch¬ 
te Schweden, Türkei sowie anfangs auch der USA, über 
ihre Diplomaten Berlin die sowjetische Bereitschaft mitzu¬ 
teilen, unter vorausgesetzter Gegenseitigkeit den deutsch¬ 
russischen Krieg nach den Regeln der HLKO und des 
Genfer Kriegsgefangenen-Abkommens von 1929 zu füh¬ 
ren. 

Zur Chronik dieser Bemühungen: 

Am 24.6.1941 wandte sich die (deutsche) Abt. für Kgf. 
an die Amtsgruppe Ausland/Abwehr im Oberkommando 
der Wehrmacht (OKW) mit der Bitte, über das Auswärtige 
Amt und die Schutzmacht Bulgarien der sowjetischen Re¬ 
gierung mitzuteilen, daß 

"Deutschland die Bestimmungen des Abkommens von 1929 
auf die russischen Gefangenen anwendet und sie danach be¬ 
handelt. Es wird dabei erwartet, daß auch Rußland sich an 
die Vorschriften dieses Abkomens hält und daß es noch nach¬ 
träglich seinen Beitritt zu dem Abkommen erklärt." s 225 

Unabhängig hiervon hatte Max Huber, der Präsident 
des IKRK, in Telegrammen den Kriegführenden angebo- 
ten, als Vermittler tätig zu werden, um zunächst Nachrich¬ 
ten über Gefallene, Verwundete und Gefangene auszutau¬ 
schen. Die UdSSR und Deutschland stimmten zu, über 
ihre Botschaften in Ankara die angebotenen Dienste des 
IRK anzunehmen. 

Am 17. Juli 1941 ließ der Kreml über Schweden der 
Reichsregierung die Bereitschaft der UdSSR mitteilen, die 
HLKO anzuerkennen und anzuwenden, Gegenseitigkeit 
vorausgesetzt. 

Hitler ließ am 25. August antworten: 

"Die Reichsregierung kann nur ihrem äußersten Erstaunen 
darüber Ausdruck geben, daß sich die Sowjetregierung trotz 
des bisherigen Verhaltens ihrer Truppen gegenüber den in 
ihre Hand gefallenen deutschen Soldaten noch für berechtigt 
hält, von der Anwendung völkerrechtlicher Regeln bei der 
Behandlung von Kriegsgefangenen zu sprechen und dabei die 
Frage der Gegenseitigkeit aufzuwerfen. Es versteht sich von 
selbst, daß die Reichsregierung die in ihre Hand gefallenen 
Kriegsgefangenen stets nach den geltenden völkerrechtlichen 
Bestimmungen behandelt hat. 

Die Wehrmacht hat von den sowjetischen Truppen be¬ 
stialisch ermordete deutsche Gefangene gefunden, was es un¬ 
möglich mache, von der Roten Armee noch als von der Armee 
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eines zivilisierten Staates zu sprechen. 

Bei dieser Sachlage müßte die Sowjetregierung, bevor über¬ 
haupt von Abmachungen mit ihr über die Behandlung von 
Kriegsgefangenen die Rede sein kann, erst noch den Beweis 
erbringen, daß sie jetzt wirklich willens und in der Lage ist, in 
dem Verhalten ihrer Truppen und ihrer sonstigen Organe 
gegenüber deutschen Gefangenen einen vollständigen Wandel 
herbeizuführen." s 227 

Chr. Streit folgert: 

"Mit der Ablehnung des Angebots, noch dazu in einer 
rüden Form, die weitere Initiativen der sowjetischen Führung 
ausschließen mußte, war die wichtigste und durchaus nicht 
aussichtslose Chance, die Behandlung der beiderseitigen Ge¬ 
fangenen auf Prinzipien der Menschlichkeit zu stellen, in maß¬ 
loser Überschätzung der eigenen Machtposition verworfen 
worden." s 228 

Während das Auswärtige Amt die Antwortnote Hitlers 
nicht als endgültige Absage verstand, blieb indessen eine 
direkte sowjetische Resonanz aus, sieht man davon ab, daß 
Moskau ein analoges Ersuchen Italiens mit einer ähnli¬ 
chen Note beantwortet hat, wie sie am 17.7. Deutschland 
über die schwedische Botschaft erhalten hat. Auch dieser 
Notenwechsel lief sich aus gleichen Gründen, die Hitler 
bereits angeführt hatte, fest. Der Kommissar-Befehl hatte 
bei diesen Notenwechseln keine Erwähnung gefunden, 
wußte doch Stalin zu genau um seine eigenen, zumal vor¬ 
angegangenen Liquidierungs-Befehle. 

Hitler hatte am 25. August 1941 noch nichts von Katyn 
gewußt, wo Stalin im April/Mai 1940 einen Teil der über 
15.000 gefangenen polnischen Offiziere hatte mit Genick¬ 
schuß liquidieren lassen. So sah dessen Wirklichkeit gegen 
Wehrlose schon zu einer Zeit aus, als deutsche Soldaten 
für ihn noch nicht greifbar und zu beschuldigen waren. 

Verschwiegen hat Chr. Streit auch Weiteres, was das 
militärgeschichtliche Forschungsamt über das bereits Ge¬ 
schilderte hinausgehend bestätigte: 

"Stalin habe — so Ohrenzeuge Generalleutnant Vlassow — 
den Volkskomissar Berija dazu aufgefordert, »Haß, Haß und 
nochmals Haß« gegen alles Deutsche zu entfachen. In diesem 
Sinne und unter der stereotypen Parole »Tod den deutschen 
Okkupanten!« hatte der sowjetische Propagandaapparat da¬ 
mit begonnen, eine Massenkampagne zu entfesseln, die von 
der Voraussetzung ausging, daß es sich bei dem deutschen 
Angriff nicht um einen Krieg im üblichen Sinne, sondern um 
einen kriminellen Akt handelte, die Soldaten der gegnerischen 
Armee somit nicht als reguläre Kombattanten, vielmehr als 
Verbrecher und Banditen anzusehen seien. 

So nannte der Oberbefehlshaber der Truppen Südwestrich¬ 
tung Marschall Budennyi die Deutschen denn auch schon in 
seinem Befehl Nr. 5 vom 16. Juli 1941 die »Banden des 
Menschenfressers Hitler«, »faschistische Bestien«, »faschisti¬ 
sches Geschmeiß«, »faschistisches Aas«, »faschistische Unge¬ 
heuer«, die man wie eine Schlange zertritt." 14,s - 783 

Für Chefpropagandisten Ilja Ehrenburg waren die 
Deutschen schon zu Beginn des Feldzuges keine Menschen. 


Für ihn waren sie Tiere, die ausgerottet werden müßten, 
"pestübertragende Ratten". "Tausende und Abertausende 
deutscher Leichen" bereiteten ihm "Genugtuung”. 

"Aus vielfältigen Unterlagen, aus den Aussagen von Kriegs¬ 
gefangenen und Überläufern, abgehörten Funksprüchen und 
aus erbeuteten Akten sowjetischer Kommandobehörden geht 
unzweideutig hervor, daß Kriegsgefangene und besonders Ver¬ 
wundete in der Regel entweder unmittelbar nach der Gefan¬ 
gennahme oder nach einer ersten Vernehmung erschossen 
wurden. Bei diesen Erschießungen oder Verstümmelungen, 
die »gleichartig und gleichzeitig« in den ersten Tagen und an 
den verschiedensten Frontabschnitten einsetzten, dürfte es sich 
auch nicht nur um spontane Ausschreitungen sowjetischer 
Soldaten gehandelt haben. Es liegen zahlreiche Beweise dafür 
vor, daß derartige Handlungen auf ausdrücklichen Befehl hin 
oder mit Duldung von Truppenführern verschiedener Grade 
vor allem auf der Ebene der Kompaniechefs, Bataillons- und 
Regimentskommandeure, teilweise aber auch höherer Stäbe 
begangen wurden. ... 

Eine aktive Rolle in dieser Hinsicht spielten insbesondere 
aber die Politischen Abteilungen der verschiedenen Verbän¬ 
de. Immer wieder wird bezeugt, daß Einzel- oder Massener¬ 
schießungen auf Befehl der Kriegskommissare oder Politar- 
beiter vorgenommen wurden. ... 

Insgesamt sind einige tausend Berichte über die Ermor¬ 
dung von Kriegsgefangenen, insbesondere der zurückgelasse¬ 
nen Verwundeten von der zuständigen Wehrmachtuntersu¬ 
chungsstelle für Völkerrechtsverletzungen gesammelt worden. 

Diese völkerrechtswidrige Praxis und die unmenschliche 
Behandlung der deutschen Kriegsgefangenen, von denen in 
den Jahren 1941/1942 = 90 - 95% zugrunde gingen, ..." I4,s 7,15 

Am 6. November 1941 erklärte Stalin auf einer Fest¬ 
sitzung vor dem Moskauer Sowjet: 

"Von nun an wird es unsere Aufgabe sein, alle Deutschen, 
die in das Gebiet unserer Heimat als Okkupanten eingedrun¬ 
gen sind, bis auf den letzten Mann zu vernichten" ,4,s - 787 

Die deutsche Bereitschaft, über die Vermittlung des 
IKRK wenigstens einen Nachrichtenaustausch über die 
Gefangenen zu ermöglichen, führte auch nicht zu dem ge¬ 
wünschten Erfolg, da die Sowjetregierung die in deutscher 
Hand befindlichen Kfg. als "Verräter" betrachtete und den 
Rotarmisten Repressalien gegen ihre Familien für den Fall 
angedroht hatte, daß sie sich in deutsche Gefangenschaft 
begeben sollten. Hierdurch war die Reichsregierung im 
Interesse der Kgf. gehindert, persönliche Daten ihrer 
sowj. Kgf. nach Moskau zu geben. Dennoch überreich¬ 
te der deutsche Botschafter in Ankara, Franz v. Pa- 
pen, am 20.8.1941 dem IKRK-Vertreter eine erste Na¬ 
mensliste. Auch hatten inzwischen die beiden IKRK- 
Abgesandten Carl Jacob Burckhardt und Edouard 
de Haller ein deutsches Lager mit sowj. Kgf. inspizie¬ 
ren können. 

"Im Verlauf des Jahres 1942 besuchten die 8 Delegierten 
(und eine Sekretärin) 502 Lager, nämlich 214 Offiziers- und 
Soldatenlager, 15 Zivilinterniertenlager, 94 Lazarette, 219 
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Arbeitskommandos." 231 s 167 

Im weiteren Kriegsverlauf schrieben IRK-Delegier- 
te 11.000 Besuchsberichte. 23) s 282 In den sowjetischen 
Herrschaftsbereich durften sie nicht einreisen. 

Sowjetische Gegenleistungen gab es keine, auch 
keine Änderung der Kampfesweise. 

In einer Note vom 8. Okt. 1941 

"überreichte die schwedische Botschaft in Berlin als Ant¬ 
wort ein sowjetisches Pro memoria. Darin bestritt die UdSSR 
kategorisch, daß sie gegenüber gefangenen deutschen Solda¬ 
ten nicht gemäß den Gesetzen des Krieges gehandelt habe. 
Die Sowjetregierung habe nicht die Absicht, irgendeine Kon¬ 
vention über Kriegsgefangene mit der Deutschen Reichsregie¬ 
rung abzuschließen. Sie stelle nur den Anspruch, daß die inter¬ 
national anerkannten Bestimmungen betreffend die Behand¬ 
lung von Kriegsgefangenen und besonders die Grundsätze des 
Haager Abkommens von 1907 genau befolgt werden." s ,|OOFn38 

Diese Note konnte nur für die Propaganda gedacht 
sein, ignorierte sie doch die völkerrechtswidrige Kampf¬ 
führung der Roten Armee. 

Auch die USA scheiterten bei der UdSSR in ihrem 
Bemühen, diese auf völkerrechtsgemäße Behandlung 
der deutschen Kriegsgefangenen zu verpflichten. 8 23 °- 
231 235 Das Engagement der US-Regierung in dieser An¬ 
gelegenheit, das noch über deren Kriegseintritt ab De¬ 
zember 1941 akut blieb, belegt, daß selbst diese Feind¬ 
macht Deutschlands die Behandlung der deutschen 
Kgf. im Sowjetbereich als völkerrechtswidrig erkann¬ 
te. Weder Washington noch das IRK haben sich bei 
der Reichsregierung über die Behandlung der sowj. 
Kgf. beklagt. 

"Die sowjetischen Botschafter in den neutralen Staaten 
zeigten sich nun immer unwilliger, Schritte zur Verbesserung 
des Loses der Gefangenen auf beiden Seiten zu erörtern. Der 
sowjetische Botschafter in Ankara erklärte im April 1943 dem 
Apostolischen Legaten, den der Papst beauftragt hatte, in der 


Frage der Behandlung der Gefangenen zu sondieren , 

»daß der Sowjetregierung an Nachrichten über russi¬ 
sche Kriegsgefangene nichts gelegen sei, weil sie diese 
als Verräter betrachte.«" s 236 

Der Militärwissenschaftler Joachim Hoffmann er¬ 
gänzte diese Grundsatzhaltung der Sowjetführung mit 
den vielfach unbekannten Nachweisen, daß Stalin die 
von Finnland nach Abschluß des Friedensvertrages 
am 12.3.1940 repatriierten 64.000 Kriegsgefangenen 
sämtlich erschießen ließ. 261 s 86 

Der Genickschußmord an über 14.500 gefangenen 
polnischen Offizieren im April/Mai 1940 — ein Jahr 
vor Beginn des Rußlandfeldzuges! — bei Katyn und 
zwei anderen Plätzen entsprach derselben Mentalität, 
der auch Deutschland schon vor Beginn der Kampf¬ 
handlungen gegenüberstand. Sie war in Berlin be¬ 
kannt und war Anlaß für Hitlers Befehle. 

1941 befahl Stalin, deutsche Lager mit sowj. Kriegs¬ 
gefangenen zu bombardieren, so geschehen z.B. in den 
Lagern bei Orel und Novgorod-Severskij. 

"Vorgesetzte und Rotarmisten, die es vorzogen, sich gefan¬ 
gennehmen zu lassen, statt zu kämpfen und zu sterben, sollten 
mit allen Erd- und Luftmitteln vernichtet werden." 26)S 74 
Alle diese Opfer, auch die im Operationsgebiet in 
Kriegshandlungen gefallenen sowj. Kgf. sowie deren 
Luftkriegstote im Reichsgebiet buchte Christian Streit 
auf das deutsche Schuldkonto. Dabei verschweigt er 
diese Fälle und auch Befehle der Wehrmachtführung, 
sich durch das bestialische Vorgehen der Roten Armee 
nicht provozieren zu lassen, 263 s 87 ' 88 wertete den nur 
propagandistisch erklärbaren Notenwechsel der UdSSR 
über das Bemühen um Einhaltung der HLKO als ehr¬ 
lich und glaubwürdig, die deutsche Resonanz hinge¬ 
gen als "rüde" und "verbrecherisch". 

— Ein typischer "Historiker" der heutigen Zeit! 


Unter deutscher Besatzung in Polen 


Daß die deutsche Besatzungspolitik in Polen seit 
Kriegsende durchgängig als besonders grausam ge¬ 
schildert wurde, verwundert angesichts der alliierten, 
speziell auch der kommunistischen Raub- und Intelli¬ 
genzvernichtungsziele und Kriegsführungspraxis nicht, 
sollte doch alles Unmenschliche, was auf ihrer Seite 
geschah, mit "deutscher Schuld begründet", verharm¬ 
lost, ja negiert werden. 

Nicht zu leugnen ist zwar, daß die von Polen veran- 
laßten Kriegsursachen sowie die anfänglichen Greuel 
an den Volksdeutschen mit rund 58.000 z.T. bestialisch 
ermordeten deutschen Zivilisten Reaktionen heraus¬ 
gefordert haben. Diese richteten sich hauptsächlich 


gegen die Täter und ihre antreibenden Hetzer von 
Katheder und Kanzel, begründeten aber auch allge¬ 
meine Richtlinien der Besatzungspolitik, um Wieder¬ 
holungen unmöglich zu machen. Die alliierten Frie¬ 
densverweigerungen, ja Ausweitungen der Schlacht¬ 
felder in ganz Europa waren bewußt darauf abgestellt, 
eine Aussöhnung Deutschlands mit seinen Nachbarn 
nicht zuzulassen. So hat auch die nach Polens Nieder¬ 
lage sich in London angesiedelte und von den krieg- 
führenden Mächten sowie den USA sogleich anerkann¬ 
te und unterstützte polnische Exilregierung den Krieg 

26) Joachim Hoffmann, "Stalins Vernichtungskrieg", München 1995 + 

Vergl. Historische Tatsachen Nr. 71, S. 38 - 39. 
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gegen Deutschland weitergeführt und bereits Anfang 
1940 im deutsch-besetzten (nicht etwa im sowjet-rus¬ 
sisch besetzten!) Polen eine Delegatur geschaffen, "die 
den organisierten Widerstand mit Geldern der Exilre¬ 
gierung finanzierte und zentral zu lenken versuch¬ 
te”. 11 ) s " Daß diesen Drahtziehern und Guerilla-Kämp¬ 
fern das Schicksal ihrer hiermit in Mitleidenschaft 
gezogenen Landsleute völlig egal war, ist nachweis¬ 
bar für die Partisanenkriegführung während des ge¬ 
samten Krieges an allen Fronten. Somit besteht kei¬ 
nerlei Anlaß, nur auf die deutschen Reaktionen zu 
verweisen, diese als zivilisationswidrige Herrschafts¬ 
methoden anzuprangern und die Anlässe sowie auch 
gleichartige Verhaltensmuster der Alliierten in ver¬ 
gleichbaren Fällen mit Schweigen zu übergehen. 

Es ist hier nicht der Ort, die deutsche Besatzungs¬ 
politik in Polen darzustellen. Das ist selbst kompri¬ 
miert allenfalls in einem umfangreichen Buch zu be¬ 
werkstelligen. Doch ein solches Bemühen stünde selbst 
dann den "Leugnungs"-Kriterien des § 130 und ande¬ 
rer §§ des STGB bis hin z"m nicht zu beeinträchtigen¬ 
den "internationalen Ansehen der Bundesrepublik" 
entgegen; ganz abgesehen von der in vielen Bereichen 
noch unzureichenden und z.T. verfälschten Quellenla¬ 
ge. 

Hier seien lediglich einige markante Vorgänge auf¬ 
gezeigt, von denen jahrzehntelang nichts an die Öf¬ 
fentlichkeit gedrungen war, und zwar Einzelheiten, 
die aus der Feder von Antifa-Publizisten stammen, die 
sogar behaupten, die NS-Herrschaft habe 4-6 Millio¬ 
nen Polen -- zwischen 15 und 22% der Bevölkerung — 
umgebracht, darunter 2.500 Universitätsprofessoren, 
Dozenten und Assistenten, 17.000 Lehrer usw. 27) s 63 
(Zu dieser polnischen Statistik ist ausführlich in den 
HT Nr. 59 Stellung genommen worden.) Wenn pro- 
noncierte Antifa-Historiker aus ihrer Kenntnis des Un¬ 
tergrundgeschehens an das Licht der Öffentlichkeit 
bringen, was einerseits die Leistungen des geheimen 
Widerstandes, andererseits aber auch die Toleranz der 
deutschen Besatzungsmacht charakterisiert, so ver¬ 
dienen sie mehr Glaubwürdigkeit, als ein Deutscher, 
den man mit dem Schnack, "er wolle das Dritte Reich 
exculpieren”, arrogant als undiskutabel abqualifizie¬ 
ren würde. 

So schreibt also Werner Rings unter Berufung 
auf die Widerstandsliteratur: 

„Schon bald nach dem militärischen Zusammenbruch rich¬ 
tete sich in dunkelster Illegalität, in Hinterzimmern und Keller¬ 
räumen, eine geheime Staatsverwaltung ein, entstand das Rück¬ 
grat eines unsichtbar gewordenen Schattenstaates. Dazu gehör- 

27) Werner Rings, „Leben mit dem Feind — Anpassung und Widerstand in 

Hitlers Europa 1939 - 1945“, München 1979 + 

S. Okecki, "La Resistance Polonaise et les Allies, European Resistance 

Movements 1939 - 1945", Oxford 1964, S. 443 + 

Christoph Klcßmann, "Die Selbstbehauptung einer Nation — NS-Kulturpo- 
litik und polnische Widerstandsbewegung", Düsseldorf 1971, S. 126, 
132, 137, 142, 147 + 

Root Waverley, "The Secret History of the War", New York 1946. 


ten Ministerien und die im Aufbau begriffene Geheimarmee, ein 
«politische Repräsentanz» genanntes Schattenparlament sowie 
eine offizielle Delegatur der Londoner Exilregierung, die ihrer¬ 
seits Bezirksdelegationen einsetzte, die Staatsfinanzen über¬ 
wachte und die Staatsgelder ihren Zwecken zufiihrte. Und als ob 
nichts geschehen wäre, waren es unverändert die vier größten, 
auch in der Londoner Exilregierung vertretenen Parteien, deren 
Abgeordnete im illegalen Scheinparlament Gesetze erließen 
und das Leben der untergetauchten Nation zu ordnen suchten. 

In diesem Staat erschienen Zeitungen, arbeiteten geheime 
Waffenfabriken, wurde in Behelfsschulen und Notuniversitäten 
unterrichtet, dichteten die Dichter und forschten die Forscher, 
behandelten Richter und Advokaten die üblichen Straffälle, 
wurden feindliche Spione und Kriegsverbrecher vor Gericht 
gestellt, verhängten Staatstribunale etwa 200 Todesurteile, die 
in jenen Jahren auch vollstreckt wurden. 

Was da in aller Heimlichkeit vorging, ist kaum mit Worten 
zu fassen. 

Nach Angaben des Historischen Instituts der Polnischen 
Akademie der Wissenschaften in Warschau wurden etwa I 
Million Schüler aller Klassen von 19.000 Lehrern unterrichtet. 

Zehn tausende illegal gedruckter Lehrbücher sowie die noch 
vorhandenen Vorkriegsschulbücher wurden verteilt. Dabei hielt 
man daran fest, daß die Eltern der Schüler weiterhin Schulge¬ 
bühren zu zahlen hatten und die Lehrer das übliche Gehalt 
bezogen. Auch für den ordentlichen Übergang von der gehei¬ 
men Schule zur geheimen Universität war gesorgt. Allein in 
Warschau bestanden 8.000 Schüler das Abitur vor Prüfungs¬ 
kommissionen im Untergrund. 

Die illegalen Universitäten entwickelten sich erstaunlich 
rapid. Ende November 1940 ging die Universität Warschau 
mit einem kümmerlichen Restbestand von 15 Dozenten und 48 
Studenten in den Untergrund. Im Jahre 1944 gehörten ihr 
mehr als 200 Professoren und Dozenten aller Fakultäten an, 
die unter der Leitung eines bewährten Rektors und der Dekane 
1.700 ordnungsgemäß immatrikulierte Studenten unterrichte¬ 
ten. In ganz Polen schrieben sich 4235 Studenten zum Winter¬ 
semester 1943/44 ein, gleichzeitig nahmen etwa 10.000 Hörer 
an halblegalen Unterrichtskursen teil. 

Auch das 1920 gegründete Warschauer Institut für Sozial¬ 
wissenschaften nahm in der Illegalität seine Tätigkeit wieder 
auf und publizierte seine Forschungsergebnisse in Geheim¬ 
drucken. Sozusagen erlebte Geschichte augenblicklich analy¬ 
sierend, untersuchte eine Arbeitsgruppe beispielsweise die so¬ 
zialen Auswirkungen der Besatzungspolitik auf die Bewohner 
der Ghettos. Gleichzeitig gab das Institut ein zweihundert Sei¬ 
ten starkes statistisches Jahrbuch heraus. Von literarischen 
und wissenschaftlichen Zeitschriften abgesehen, entstanden im 
polnischen Untergrund im ganzen 282 wissenschaftliche Hand¬ 
bücher und Monographien. 

Um zum Untergrundstudium zugelassen zu werden, legten 
die Studenten zu Beginn des Semesters ein schriftliches Gelöb¬ 
nis ab. Sie Unterzeichneten die folgende Erklärung: 

«Ich melde mich für die Kurse ausschließlich mit dem 
Ziel an, eine wissenschaftliche Ausbildung zu erlangen. 
Erstens schwöre ich, tiefstes Schweigen zu bewahren 
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über Zeit, Ort, Personen, Titel und Inhalt der Vorlesungen 
und Übungen, und zwar nicht nur gegenüber Fremden 
und Unbekannten (uon den Feinden Polens ganz zu 
schweigen), sondern auch gegenüber nicht eingeweihten 
Freunden, desgleichen in Gesprächen Vorsicht walten zu 
lassen, insbesondere in der Öffentlichkeit. Zweitens schwö¬ 
re ich, den Vorschriften und Anordnungen der akademi¬ 
schen Behörden, die das Leben und die Arbeit an der 
Hochschule betreffen, Folge zu leisten. Drittens schwöre 
ich, daß ich mich als ein Pole erweisen und keiner öffent¬ 
lichen oder geheimen Organisation angehören werde, 
die dem Lande feindlich ist, daß ich keinesfalls für die 
Sache der fremden Besatzungsmacht arbeiten, vielmehr 
ausschließlich das Wohl des polnischen Volkes und Staa¬ 
tes vor Augen haben werde. So wahr mir Gott helfe!» ..." 

27) S. 279 - 280 

Daß ein solcher Umfang an Untergrundarbeit, selbst 
wenn man die hier zitierte Darstellung als übertrie¬ 
ben bezeichnen würde, vor der Besatzungsmacht nicht 
geheimgehalten werden körnte, liegt auf der Hand. So 
hat Generalgouverneur Frank diesen Sachverhalt 
durchaus gekannt und offensichtlich toleriert, weil er 
mit Schließung der polnischen Oberschulen und Hoch¬ 
schulen nicht einverstanden war und die negativen 
Folgen für verhängnisvoll hielt. Aus einer von ihm 
verfaßten Denkschrift vom 5.7.1944 geht dies hervor 
Die von ihm zu verwaltende Kriegslage war zweifellos un¬ 
wahrscheinlich schwierig. 

"Besonders ergiebig arbeiteten die polnischen Nachrich¬ 
tendienste, dank ihres immensen Mitarbeiterstabs. 

Schon im September 1941 hielten sich nämlich über eine 
Million polnischer Arbeiter in Deutschland auf. Die aktivsten 
organisierten sich in Zellen, wirkten bei der Rettung und 
Ausschleusung entwichener alliierter Kriegsgefangener und 
abgeschossener Piloten mit und stellten durch Vermittlung 
französischer Kriegsgefangener auch Verbindungen zu fran¬ 
zösischen Spionageringen her. 

Von den 100.000 in Frankreich lebenden Polen gehörten 
rund 20.000 dem Widerstand an. Der von polnischen Offizie¬ 
ren organisierte polnisch-französische Geheimdienst «F2» wur¬ 
de schon erwähnt. Er belieferte London ab 1942 alle 2 bis 3 
Wochen mit Mikrofotos von Geheimberichten im Umfang von 
400 bis 500 Seiten. 

Der im besetzten Polen arbeitende Nachrichtendienst der 
Geheimarmee (AK) war übrigens der erste, der die sensatio¬ 
nelle Meldung von deutschen Raketenversuchen in Peenemün¬ 
de nach London durchgab. Anfang Mai 1944 gelang es seinen 
Agenten, sich eines Raketenblindgängers zu bemächtigen, ihn 
zu zerlegen und nach Warschau zu schaffen. Polnische Spezia¬ 
listen, Flugbauingenieure und Radiotechniker untersuchten 
die Bestandteile und meldeten die Ergebnisse nach London. 
Im Juli landet eine in Brindisi gestartete britische Dakota 
heimlich in der Nähe von Tarnow und holte den VI-Blindgän¬ 
ger ab. ..." 27,8291 

„So begann sich in Polen der Widerstand außerordent¬ 


lich früh zu formieren, nämlich bereits in der Nacht vor der 
Kapitulation Warschaus. ... 

Und so kam es, daß ... der Befehlshaber des Armeekorps 
«Warszawa», General Juliusz Römel, seinen Kollegen Gene¬ 
ral Michal Tokarzewski mit der Organisation einer illegalen 
bewaffneten Widerstandsbewegung beauftragte und ihm für 
den Anfang 750.000 Zloty zur Verfügung stellte. 

Tokarzewski selbst tauchte sogleich nach der Kapitulati¬ 
on als Sanitäter in einem Krankenhaus am Stadtrand von 
Warschau unter, baute mit 15 Stabsoffizieren innerhalb von 
14 Tagen einen vollständigen Stabsapparat auf, verfaßte ein 
Statut seiner Organisation, der er den Namen «Dienst für 
den Sieg Polens» (SZP) gab, und richtete es an den Oberbe¬ 
fehlshaber und an den Ministerpräsidenten der Exilregie¬ 
rung in London. Nach weiteren 2 Wochen, am 4. Dezember 
1939, wurde der SZP in «Verband für den Bewaffneten 
Kampf» (ZWZ) umbenannt und von der Exilregierung offizi¬ 
ell den polnischen Streitkräften eingegliedert. Bis September 
1940 erreichte er eine Stärke von 140.000 Mann.“ 27)S 332 
Dieser Sachverhalt wird mit der Aussage bestätigt, daß 
im Generalgouvernement bereits Mitte 1940 rund 100.000 
Mann in der Untergrundbewegung als Teil der polnischen 
Gesamtstreitkräfte zum Kampf gegen die deutsche Besat¬ 
zungsmacht aufgeboten worden waren. Demgegenüber ist 
vom Partisaneneinsatz gegen die Sowjetmacht keine Rede. 
Bekanntlich hatten die Bolschewisten etwas mehr als 
Deutschland von Polen besetzt, das Territorium sogleich 
an Litauen, die Ukraine und Weißrußland vergeben, De¬ 
portationen in Millionenhöhe, Enteignungen grundsätzlich, 
eine Veränderung der gesamten Bevölkerungs- und Ge¬ 
sellschaftsstruktur durchgeführt. 28 ’ Ungeachtet dieses bar¬ 
barischen Vorgehens "kannte" die internationale Weltöf¬ 
fentlichkeit "Terror" nur bei den Deutschen. 

"Man hätte es wissen können, selbst im Warschauer Ghet¬ 
to, auch wenn es vielleicht die wenigsten glauben wollten. 56 
Untergrundzeitungen von denen 26 in jiddischer, 20 in polni¬ 
scher und 10 in hebräischer Sprache erschienen (die meisten 
im Umfang von 2 bis 4 Blättern), veröffentlichten schon seit 
Februar 1942 aufsehenerregende Meldungen über die Mas¬ 
senerschießungen von Juden im Baltikum und in Polen. ..." 271 

S. 354 

Einer der führenden Untergrundkämpfer -- Witold Pi- 
lecki — hat sich am 22. September 1940 bewußt, und zwar 
sogleich mit einer ganzen Gruppe Gleichgesinnter, 29 ' 8 65 in 
das KL-Auschwitz verbringen lassen, um in Absprache mit 
der Geheimarmee und der Exilregierung in London zu 
erkunden, was dort vor sich gehe, und um dort den mögli¬ 
chen Widerstand zu organisieren. Er legte sich den fal¬ 
schen Namen Tomasz Serafinski zu und gab sich als Offi¬ 
zier der polnischen Armee aus, der sich der Meldepflicht 
gegenüber der Besatzungsmacht entzogen habe. 

"Für die Verbindung zwischen dem Lager und dem Ge- 

28) Militargeschichtliches Forschungsamt (Hrsg.), "Das Dritte Reich und der 
Zweite Weltkrieg", Stuttgart 1979, Bd. 2, S. 148 - 149. 

29) Danuta Czech, „Kalendarium der Ereignisse im Konzentrationslager 
Auschwitz-Birkenau 1939 - 1945“, Reinbek 1989. 
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heimkommando draußen war gesorgt — Mittelsmänner und 
Frauen, die als Geheimkuriere in Frage kamen, standen be¬ 
reit, Losungsworte waren verteilt worden. Das Nachrichten¬ 
netz funktionierte. Schon im Dezember 1940 traf Pileckis er¬ 
ster Bericht in Warschau ein." 271 s - 351 

Pilecki ließ in Auschwitz einen Geheimsender zusam¬ 
menbasteln. Er blieb im Typhus-verseuchten Teil des La¬ 
gers versteckt und hielt 7 Monate lang Kontakt mit dem 
schlesischen Kommando der Geheimarmee. Außerdem un¬ 
terhielt er noch Kuriere zur Außenwelt. 2418 351 Das, was wir 
von ihm erfahren, ist sehr bruchstückhaft. Seine Berichte 
blieben in der bisherigen Auschwitz-Geschichte unbekannt. 
"Niemand wollte sie wahrhaben ." 27)8 351 
Das ist um so erstaunlicher, als Pilecki ja nicht allein 
war, schließlich hatte er es bereits zum "Stabschef der Un¬ 
tergrundorganisation der Geheimen Polnischen Armee 


(TAFT gebracht. 2918 - 55 

"Pileckis Widerstandsgruppe war nur eine unter anderen, 
die unabhängig voneinander und mit verschiedener Zielset¬ 
zung in Auschwitz und den dazugehörigen 39 Nebenlagern 
entstanden waren. Aber Ende 1942 war es Pilecki zu einem 
guten Teil gelungen, ihre Tätigkeit zu koordinieren und ihren 
Zusammenschluß herbeizuführen." 27)S - 3l>1 

Dennoch: Im Ausland stützte sich niemand auf seine 
Berichte. „The Black Book - The Nazi Crime against the 
Jewish People“, New York 1946, kennt ihn nicht einmal 
als Zeugen. 

Am 27. April 1943 ist Pilecki die Flucht aus dem KL- 
Auschwitz gelungen. 2918 - 478 Er meinte, die Deutschen "von 
draußen" besser bekämpfen zu können. Seitdem ist es 
jedoch um ihn gänzlich still geworden. 


Kontrastgeschichte 


Vergleicht man diese Belege eines - wie gesagt - ein¬ 
deutig anti-ns-Historikers mit der Kontrastmittel-Disser¬ 
tation von Christoph Kleßmann "Die Selbstbehauptung 
einer Nation" 301 , die durchaus "wissenschaftlich" aufgebaut 
ist, so verabschiedet sich der Normalverbraucher von der 
gesamten Thematik, weil er ohne Spezialkenntnisse — und 
welcher Normalbürger hat diese schon? -- nichts mehr 
beurteilen und glauben kann, — mit Ausnahme der Tatsa¬ 
che, daß die Darstellungen in ihren Inhalten nicht überein¬ 
stimmen und sich grundsätzlich widersprechen. 

Der einigermaßen fachkundige Leser kann die Ursa¬ 
chen dieser Divergenz jedoch schnell herausfinden und 
das Übel der Nachkriegsära erkennen: als Folge der be¬ 
dingungslosen Kapitulation die bis in die Gegenwart nicht 
geänderte Schwarz-Propaganda (ein "volkspädagogisch" 
schmackhafterer Ausdruck für Greuelpropaganda). Sie ist 
in die Besatzungspolitik und ihre Umerziehungsrichtlinien 
sowie -inhalte eingeflossen, anschließend in die Struktur¬ 
ordnung der BRD- und DDR-Staatsgebilde. Anders aus¬ 
gedrückt: Die sich nach dem Winde gedreht habenden 
"Wendehälse", die mit Lizenzen, Posten und Multiplikator¬ 
positionen angeheuert und belohnt wurden, wußten rasch 
nicht nur zwischen "Befreiern" und "Schurken" zu unter¬ 
scheiden und jeden "Ewiggestrigen" zu kriminalisieren, 
sondern auch Doktoranden die Aufgaben, Dokumente, Mo¬ 
ralrichtlinien zu vermitteln und jene positiv zu benoten, zu 
fördern, ihnen ebenfalls Posten und Preise zuzuerkennen, 
die fleißig aufgriffen und "wissenschaftlich" verpackten, 
was ihnen an Unterlagen und Erwartungen hingeschoben 
wurde. 

So finden wir bei Christoph Kleßmann alles kritiklos 
übernommen und als "wissenschaftliche Quelle" dargebo- 

30) Christoph Kleßmann, "Die Selbstbehauptung einer Nation -- NS-Kulturpo- 

litik und polnische Widerstandsbewegung", Düsseldorf 1971. 


ten wieder, was großenteils schon seit Jahrzehnten als pro¬ 
vokative Fantasieprodukte und/oder (zumeist im offiziel¬ 
len Auftrag angefertigte) Nachkriegsfälschungen nachge¬ 
wiesen sind. 

So z.B. Hermann Rauschnings "Gespräche mit Hit¬ 
ler", 311 Hitlers "Geheimreden vor seinen Generalen" (z.B. 
am 22. August 1939), 321 der abwegige und nie autorisierte 
"Generalplan-Ost", 331 die Berichte des späteren SS-Bri- 
gadeführers Bruno Streckenbach, der bereits im Polen¬ 
feldzug Leiter einer Einsatzgruppe, ja sogar Befehlshaber 
der Sicherheitspolizei und des SD im Generalgouverne¬ 
ment war, dann Chef des Amtes I (Personal) im RSHA 
und mit der Aufstellung der Einsatzgruppen für den Ruß¬ 
landfeldzug befaßt war. Nachdem Bruno Streckenbach 
nach 10-jähriger russischer Gefangenschaft wie andere Sol¬ 
daten auch entlassen wurde, haben viele Zeugen, die gegen 
ihn ausgesagt hatten, ihre ihn betreffenden Anschuldigun¬ 
gen zurückgezogen. Kein westdeutsches Gericht hat ihn, 
wie in vielen anderen Fällen üblich, verurteilt. 341 Wären die 
Angaben von Kleßmann richtig, die er in seinem Buch S. 45 
ff über ihn vorgetragen hat, so wäre Streckenbachs Nach¬ 
kriegsschicksal schon bei den Sowjets, aber auch bei der 
bundesdeutschen Justiz anders verlaufen. 

Daß Kleßmann zusätzlich kommunistische und auch 
exil-polnische Behauptungen und Unterlagen, die bei aller 
Bündniswilligkeit mit den Bolschewisten und kritiklosen 
Übernahme ihrer geistigen Produkte von den westlichen 
Historikern bisher keineswegs übernommen und für echt 
gehalten wurden, dennoch als authentisch unterstellt und 

31) Udo Walendy, "Europa in Flammen 1939 - 1945, Vlotho 1967, Bd. II S. 

370 ff. 

32) Udo Walendy, "Wahrheit für Deutschland - Die Schuldfrage des Zweiten 

Weltkrieges", Vlotho 1965, S. 453 ff. 

33) Historische Tatsachen Nr. 45, S. 24 II + Nr. 47 S. 6 ff. 

34) Vergl .Historische Tatsachen Nr. 16, S. 20 
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Am 3. Mai 1943 versammelten sich 1.000 ausländische Arbeiter aus 19 europäischen 
Nationen in Berlin zu einem "Keichsappell der deutschen Arbeitsfront”. 


nicht in einem einzigen Fall hinter¬ 
fragt, versteht sich bei dieser Hiwi- 
Geschichtsschreibung von selbst. 

Beispiel dafür sind die von Kleß- 
mann einem ganzen Kapitel seiner 
Ausführungen zugrundegelegten, 
aber mit keinem Beleg spezifizier¬ 
ten 

"von Hitler ausgegebenen Direkti¬ 
ven, die auf eine totale physische Li¬ 
quidierung der gesamten polnischen 
Intelligenz hinausliefen". *” s ' 43 

Es sollten also sogleich "mehre¬ 
re" solcher "Direktiven" gewesen 
sein, ohne daß auch nur eine einzige 
nachgewiesen ist. Weder Daten, 
noch Empfänger oder Mitwisser 
sind bekannt. Das Institut für Zeit¬ 
geschichte in München konnte auf 
Nachfrage solche "Direktiven" nicht 

ermitteln und empfahl, sich direkt an Herrn Prof. Dr. Kleß- 
mann, Uni Potsdam, Zeithistorisches Forschungszentrum, 
zu wenden. Der Herr Prof, verwies in seiner kurzen Ant¬ 
wort am 9.4.02 lediglich auf Ablenkungsliteratur, ohne auch 
nur eine einzige der nachgefragten" Direktiven " Hitlers zu 
benennen! 

Man ist unmittelbar an die polnische und ukrainische 
Intelligenz anläßlich der sowjetischen Eroberung von Ost¬ 
polen 1939 und des Rückzuges von dort Ende Juni 1941 
mit weit über 100.000 Mordopfern des NKWD erinnert 
und an die über 14.500 polnischen Offiziere im April/Mai 
1940 in Katyn, Charkow und einem anderen Ort verübten 
Massenmorde. Gleichzeitig erinnert man sich aber auch an 
die nachgewiesen gute Behandlung der kriegsgefangenen 
polnischen Offiziere in deutschem Gewahrsam während 
des ganzen Krieges, um solche Auslassungen des Dokto¬ 
randen Christoph Kleßmann als ungeheuerliche Geschichts¬ 
fälschung zu erkennen, die, weil heutzutage begrüßt und 
straffrei, zur gängigen Regel geworden ist. 

Wenn auch Kleßmann nachfolgend auf den Wider¬ 
spruch aufmerksam macht, der sich daraus ergibt, daß 
auch Angehörige der polnischen Intelligenz gleichermaßen 
wie andere, statt "liquidiert" zu werden, ins Generalgou¬ 
vernement umgesiedelt wurden und auch sonst vieles, was 
"befohlen" war, nicht realisiert wurde, 30 ’ s 44 so stellt er doch 
nicht seine behaupteten "Hitler-Direktiven" in Frage. Da¬ 
her ist es müßig, sich mit allen Einzelheiten zu befassen, 
zumal bekannt und von ihm im Vorwort zugegeben ist, daß 
Polen ihm eine Einsichtnahme in deren Archivalien ver¬ 
weigert hatte, was nach Beseitigung der kommunistischen 
Herrschaft auch heute noch nicht anders ist. Allein hieraus 
ergibt sich, daß eine objektive Geschichtsschreibung über 
dieses Thema nach wie vor offiziell behindert, wenn nicht 
gar unmöglich gemacht wird. 


Dazu kommen dann noch die von Kleßmann selbst 
eigenwillig vorgenommenen Geschichtsverdrehungen, für 
die folgendes Beispiel wiedergegeben sei: 

"Die zunehmende Nazifizierung der deutschen Minderheit 
blieb auf die Dauer auch den polnischen Behörden nicht 
verborgen und provozierte deren administrative Gegenmaß¬ 
nahmen. Diese Eskalation fand ihren Höhepunkt nach der 
Aufkündigung des deutsch-polnischen Paktes am 28. April 
1939 durch Hitler." 30)8 23 

Allein in diesen beiden Sätzen ist alles falsch: Nicht 
Hitler war "der Täter", sondern seit der militärischen und 
politischen Ohnmacht Deutschlands 1918/1919 w r aren es 
durchgängig und ausschließlich die Polen. Auch 1934 w r ar 
es nicht die "zunehmende Nazifizierung" (was heißt das 
eigentlich?) der deutschen Minderheit, sondern es w r ar die 
polnische Regierung, die unter dem Deckmantel und fort¬ 
dauernder Verletzung der Minderheitenschutzverträge und 
des zusätzlich mit Deutschland abgeschlossenen Nichtan¬ 
griffspaktes ihre Verdrängungspolitik gegen die Volksdeut¬ 
sche Bevölkerung fortsetzte. Im Februar 1939 intensivier¬ 
te sie diese Feindseligkeit auf Drängen und schließlich 
anläßlich der ihr aufgeschwatzten vorbehaltlosen Garantie 
Großbritanniens mit provokativen Enteignungsmaßnah¬ 
men, u.a. dem Grenzzonengesetz und vielem anderen mehr. 
Das alles war nicht als Abwehr gegen "zunehmende Nazi¬ 
fizierung der Bevölkerung" begründet worden - dafür hatte 
es gar keine Anhaltspunkte gegeben, auch Kleßmann hat 
keine benannt! —, sondern mit der Zielsetzung auf Vertrei¬ 
bung der Deutschen aus ihrer westpreußischen Heimat 
und weitere Eroberung deutscher Gebiete wie Danzig, Ost¬ 
preußen und Schlesien. 35 ’ 

Und was den "Höhepunkt", den 28. April 1939, anbe- 
trifft, so hatte Polen entgegen dem deutsch-polnischen Ver- 

35) Historische Tatsachen Nr. 39, S. 3 - 14. 
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Noch mehrere Tage nach der Befreiung Lembergs durch die deutschen Truppen am 
30. Juni 1941 stauten sich Tausende von Menschen vor den Gefängnissen, um sich 
Gewißheit vom Schicksal ihrer Angehörigen unter der NKWIl-Herrschaft zu verschaf¬ 
fen. Bereits am 24.6.1941 hatte der Generalsekretär der kommunistischen Partei der 
Ukraine, Nikita Chruschtschow befohlen: 

"Vor Verlassen der Stadt die ganze Intelligenz vernichten!. N. C." 36,s 07 


trag von 1934 nicht nur die britische, 
ausschließlich gegen Deutschland 
gerichtete Garantie unter Auoklam- 
merung der Frage des Aggressors 
angenommen, sondern auch am 26. 

März der Reichsregierung unter 
Kriegsandrohung untersagt, sich um 
weitere Verhandlungen über die von 
der polnischen Regierung im Okto¬ 
ber 1938 angeregten polnisch-slowa¬ 
kisch-ungarischen Grenzverände¬ 
rungen sowie Verbesserungen hin¬ 
sichtlich Danzigs und des Verbin¬ 
dungsweges nach Ostpreußen zu be¬ 
mühen. Als schließlich am 6. April 
der polnische Außenminister Oberst 
Beck in London zusätzlich noch Po¬ 
lens vorbehaltlose militärische Un¬ 
terstützung für Großbritannien ver¬ 
traglich Unterzeichnete, erklärte 
Hitler am 28. April den deutsch-pol¬ 
nischen Vertrag von 1934 als von der 
polnischen Seite für gebrochen, sah 
er doch gegenseitige Konsultationen 
und Verzicht auf Aggression, nicht aber gegen Deutsch¬ 
land gerichtete militärpolitische Koalitionsabsprachen 

vor 32) S. 2or> fr + 35) 

Diese Faktenlage mußte einem Doktoranden für dieses 
Fachgebiet wie Kleßmann bekannt sein. Allein hiermit hat 
er sich grundsätzlich disqualifiziert. 

Während 

"die Widerstandsbewegung gleich nach dem Zusammen¬ 
bruch des polnischen Staates sehr rege zu arbeiten begann 
und SD-Chef Streckenbach am 2. März 1940 befürchtete, sie 
könnte der deutschen Verwaltung über den Kopf wachsen ", 301 

S 45 

schilderte Kleßmann deutsche Bekämpfungsaktio¬ 
nen meist ohne Details und Zusammenhänge sozusa¬ 
gen als Liquidationssadismus deutscher Befehlshaber 
oder als Realisierung der "Forderung des Führers zur 
Liquidierung der polnischen Führungsschicht", wie 
Generalgouverneur Hans Frank angeblich in seinem 
Tagebuch schriftlich für die Nachwelt festgehalten ha¬ 
ben soll. 30 ’ s 45 

Kleßmann prangert deutsche Maßnahmen gegen 
Widerstandsaktionen anläßlich des Frankreichfeldzu¬ 
ges an, räumt aber ein, daß damit die Widerstandsbe¬ 
wegung nicht lahmgelegt, sondern im Gegenteil ihre 
Organisation neu gestrafft wurde. 30 ’ s 46 

Ganz und gar übel wird es dem fachkundigen Leser 
jedoch bei seiner Behauptung, daß sich im Sommer 
1941 

"nach der Besetzung Ostgaliziens in Lemberg in kleinerem 
Maßstab, aber in blutigen Formen die Krakauer »Sonderakti¬ 
on« wiederholte”. 


und das ukrainische Batallion "Nachtigall" unter 
Oberleutnant Dr. Theodor Oberländer "die Haupt¬ 
rolle in diesen Exzessen spielte". 10) s 46 Hierbei stützte 
sich Kleßmann auf einen polnischen Publizisten und 
negierte alle seit Jahrzehnten längst vorliegenden Do¬ 
kumentationen darüber, daß weder die Deutschen noch 
die Ukrainer, sondern wiederum ausschließlich das 
sowjetische NKWD dieses Massaker in Lemberg an 
der ukrainisch/polnischen Intelligenz kurz vor Abzug 
der Roten Armee verübt hatte. 

Kurt Ziesel hat in seinem Buch "Der Rote Rufmord" 361 
den Fall Oberländer umfassend untersucht. Wir zitieren in 
Kurzform: 

"Weder in den Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen noch 
in den anschließenden Prozessen der Alliierten, ja nicht ein¬ 
mal in den Untersuchungen der staatlichen sowjetischen Kom¬ 
mission über die Feststellung und Aufklärung von Greueltaten 
durch die Deutschen in Rußland, insbesondere im Gebiet von 
Lemberg, wurde jemals der Name Oberländer mit irgendwel¬ 
chen Anklagen genannt. Die Hetze gegen ihn begann der 
Osten erst, als ihm Oberländer als Minister im Kabinett Ade¬ 
nauer unbequem zu werden begann. Obwohl Oberländer im 
Jahre 1947 auf Grund der damaligen Verhältnisse noch über 
wenige Zeugen verfügte, geschweige denn über wesentliche 
entlastende Dokumente, wurde er von der Spruchkammer nach 
viermaliger Befragung des »Document-Center« der Amerika¬ 
ner in Berlin völlig entlastet. ... 361S 64 ' 65 

Wie sehr auch hier die Kommunisten ihre Hände im Spiel 
hatten, geht aus der bezeichnenden Tatsache hervor, daß die 
sowjetische B otschaft, als Oberländer das erste Mal öffentlich 

36) Kurt Ziesel, "Der Rote Rufmord - eine Dokumentation zum Kalten 
Krieg", Tübingen 1961. 
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erklärte, er würde die Gründung eines Untersuchungsaus¬ 
schusses über die Morde in Lemberg in Deutschland beantra¬ 
gen, an das Auswärtige Amt ein Schreiben richtete des Inhalts, 
die Sowjetunion würde es als einen unfreundlichen Akt der 
Bundesregierung ansehen, wenn die Lemberger Massenmorde 
und die sowjetische Beteiligung daran auf deutschem Boden 
untersucht werden. ... 

Erst auf diese massive Erpressung der Sowjetunion hin 
entschloß sich Oberländer, sich mit seinem Vorschlag an füh¬ 
rende Widerstandsorganisationen des Auslandes zu wenden. 
Nachdem der Ausschuß jedoch seine Tätigkeit aufgenommen 
hatte, setzte gegen sämtliche Mitglieder eine ebenso erpresse¬ 
rische Kampagne ein. Sie erhielten am laufen Band Drohun¬ 
gen mit Mordankündigungen und nächtliche Telefonanrufe, 
und eine Tagung der Kommission in Den Haag war von kom¬ 
munistischen Straßendemonstrationen begleitet. ..." 3618,89 
Der "Internationale Untersuchungsausschuß Lemberg 
1941" veröffentlichte schließlich seine auf 232 Zeugen aus 
Polen und der Ukraine und eine Fülle amtlicher Dokumen¬ 
te gestützten Ergebnisse mit dem Titel "Lemberg 1941 
und Oberländer", denenzufolge 

"die gegen die Einheit »Nachtigall « und den damaligen 
Oberleutnant und heutigen Bundesminister Oberländer erho¬ 
benen Vorwürfe jeder Grundlage entbehren ..." 

Nachgewiesen war und bestätigt wurde, daß der in Kiew 
residierende KP-Generalsekretär der Ukraine Nikita 
Chruschtschow per Funkerlaß seinen NKWD-Einheiten, 
u.a. auch für Lemberg, befohlen hatte, sämtliche politi¬ 
schen Gefangenen zu liquidieren. 36 ' 8 91+97 

Dieses erhielt die gesamte deutsche Presse zur Kennt¬ 
nis, doch verschwieg sie es in gewohnter Einmütigkeit; der 
Bundestagspräsident Carlo Schmidt (SPD) hatte sogar 
die Stirn, die Verbreitung dieses Ergebnisses im Bundes¬ 
tag zu verbieten. 

"Nach den zuverlässigen Feststellungen des amerikani¬ 
schen Kersten-Ausschusses wurden in den verhängnisvollen 
Tagen vor dem Einmarsch der deutschen Truppen in der gan¬ 
zen Ukraine wenigstens 80.000 bis 100.000 Menschen von den 
Sonderkommandos des NKWD ermordet." 36)892 

Die Untersuchungsergebnisse, die in dieser von unzwei¬ 
felhaften Gegnern des Dritten Reiches hrausgegebenen 
Broschüre der Öffentlichkeit unterbreitet wurden, sind so 
eindeutig, daß ein Christoph Kleßmann mit seinem Beleg¬ 
hinweis für die gegenteilige Behauptung auf einen polni¬ 
schen Autoren, zumal ohne Angabe von Details, seinen Ruf 
als Wissenschaftler ruiniert hat. 

Er liefert weitere Gesellenstücke für seine opportuni¬ 
stische, z.Zt. finanziell einträgliche und karriereforderliche 
Geschichtsverdrehung, mit denen man sich nur deshalb 
einmal befassen muß, weil sie - blieben sie unwiderspro¬ 
chen und würden von anderen unaufhörlich wiederholt — 
zu einer "normativen Kraft des Faktischen" werden und 
das deutsche Volk zu einem dauerhaften Paria unter den 
Nationen der Welt deklassieren: 

"Für kein anderes Land existierte überdies ein so geschlos¬ 


senes Gesamtprogramm für die politische und kulturelle Ver¬ 
nichtung einer ganzen Nation" (wie für Polen). 50 ' s 185 

"Die These vom kulturlosen polnischen Volk wurde still¬ 
schweigend fallengelassen, eine vage Europaideologie wurde 
zum Surrogat einer überlegten konstruktiven Politik gegen¬ 
über den unterworfenen Völkern, und nationale Grenzen soll¬ 
ten plötzlich keine Rolle mehr spielen." 501 s 184 

"In keinem anderen von Deutschland angegriffenen und 
besetzten Land waren die Menschenverluste so hoch wie in 
Polen. Die Schätzungen schwanken zwischen 4 und 6 Millio¬ 
nen, d.h. ca. 15% bzw. 22% der Vorkriegsbevölkerung der 
polnischen Republik." 501 s 184 

Kein Hinweis auf die Grenzveränderungen und 
damit Bevölkerungsgrößen von Polen vor und nach 
dem September 1939 und 1945 (Verlust Ostpolens an 
die Sowjets, Zwangsvertreibung der Deutschen bis zur 
Oder und Neiße), 

kein Hinweis auf die Art der Schätzungen, 
kein Hinweis auf die Verluste, die auf den Parti¬ 
sanenkrieg, den Einsatz der auf westlicher Seite kämp¬ 
fenden "General Anders"-Armee und den alliierten 
Bombenkrieg zurückzuführen sind, 

kein Hinweis auf die sowjetischen Morde an na¬ 
tionalen Polen bei ihrer 21monatigen Herrschaft über 
Ostpolen von 1939 - 1941 371 sowie anläßlich ihres Vor¬ 
marsches 1943 - 1945 bis zur deutschen Grenze. 
Eingeständnis indessen, daß 

"die verfügbaren Zahlen ... keinen Aufschluß darüber ge¬ 
ben, wie hoch die Verluste infolge der sowjetischen Politik, 
der unmittelbaren Kriegshandlungen von 1939 und des War¬ 
schauer Aufstandes sind." 301 s 184 

Wie also will man verläßlich "schätzen", wenn diese 
Zahlen nicht einmal zur Verfügung stehen und die 
anderen Zusammenhänge gar nicht berücksichtigt 
sind? Daß aus solchen Behauptungen und den daraus 
gezogenen Folgerungen nur Propaganda, Desinforma¬ 
tion quellen können, ist doch offensichtlich! 

Obgleich "diese Zahlen nicht zur Verfügung stehen" 
und die aufgezeigten Zusammenhänge nicht berück¬ 
sichtigt sind, werden alle schon von den kommunisti¬ 
schen Polen seit 1945 vorgebrachten und den nachfol¬ 
genden "demokratischen" Polen unterschiedlos fortge¬ 
schriebenen "Schätzungen" kritiklos übernommen, — 
so auch von Christoph Kleßmann. Dieser weiß es so¬ 
gar noch pauschal und ohne Beleg zu präzisieren: 

37) Edward J. Rozek, "Allied Wartime Diplomacy — A Pattern in Poland", 
London - New York 1958, S. 46 + 98: 

"Vom 17. September 1939 bis Juni 1941 wurden 1.692.000 Polen. Juden, 
Ukrainer und Weißrussen gewaltsam nach Rußland deportiert. 230.000 
von ihnen waren Soldaten und Offiziere der polnischen Armee, 900.000 
Zivilisten, die wegen ihres »national bourgeoisen Hintergrundes « depor¬ 
tiert wurden, 250.000 als » Klassenfeinde«, 210.000 Polen wurden von der 
Roten Armee eingezogen und dann tief in die Sowjetunion verbracht. 
12.000 andere Polen wurden zwangsweise in den baltischen Staaten auf¬ 
gesammelt. Unter den Deportierten befanden sich 160.000 Kinder . ... 
400.000 polnische Juden wurden in die UdSSR verschleppt. Wie die 
anderen Deportierten gingen viele unter den annormalen Bedingungen, 
in die man sie verbracht hatte, zugrunde." 
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"Außer Zweifel steht, daß der weitaus größte Teil dieser 
Verluste eine Folge der nationalsozialistischen Terrorpolitik 
war n 

Udo Walendy hat in den Historischen Tatsa¬ 
chen (HT) Nr. 59 S. 33 ff nachgewiesen, daß sogar 
die deutschen Mordopfer anläßlich der Vertreibung 
1945/46 — "weil Ost- und Westpreußen, Ost-Branden¬ 
burg und Schlesien seit 1945 zum polnischen Staat 
gehören und mit den Bevölkerungsstatistiken dieser 
Gebiete aus früherer Zeit verglichen wurden" — jenen 
polnischen "Schätzungen" als polnische Mordopfer 
bzw. Verluste durch die Deutschen zugerechnet wur¬ 
den! Immerhin über 3 Millionen! 

Dann auf einmal gibt Christoph Kleßmann eini¬ 
ge erstaunliche Details zum besten: 

"In einem Land mit so starken konspirativen Traditionen 
wie Polen mußte Widerstand eine fast unvermeidliche Konse¬ 
quenz darstellen." ,0) s 185 

Mit anderen Worten: Die Deutschen hätten sich ver¬ 
halten können, wie immer sie gewollt hätten, - konspirati¬ 
ven Widerstand hätte es in jedem Fall gegeben. Und: 

"Die Intelligenz wurde zum Motor und Organisator der 
polnischen Untergrundbewegung. Was sie unter Beteiligung 
breiter Schichten aufbaute, führte die nationalsozialistische 
Kulturträgertheorie ad absurdum, wie es überzeugender kaum 
hätte geschehen können." 301 s - 108 

Der Widerstand gegen die deutsche Besatzung "for¬ 
mierte sich, bereits während der Belagerung Warschaus" 
im September 1939 

"zum Kern der späteren Untergrundarmee. ... Daneben 
existierten zunächst noch eine ungewöhnlich hohe Zahl selb¬ 
ständiger kleinerer militärischer Gruppen (Ende 1939 ca. 
50). Jede Widerstandsorganisation besaß ihre eigene militäri¬ 
sche Formation, eine eigene Presse und eigene Kontakte zur 
Exilregierung." 301 s - 112 

Hiermit kommen wir der Realität schon näher, zumal 
Polen sich auf viele an ihrem Kampf gegen Deutschland 
"Interessierte", die sich "Freunde" nannten, im Ausland 
stützen konnte. 

"Schon im Herbst 1940 äußerte Frank, als er von illega¬ 
lem polnischen Unterricht hörte, Bedenken, ob man die polni¬ 
schen Kinder auf die Dauer ohne geografischen und histori¬ 
schen Unterricht lassen könne. Er empfahl stattdessen in ei¬ 
ner internen Besprechung geeignete Lehrbücher zu schrei¬ 
ben, 

»in denen z.B. im Hinblick auf die geschichtliche 
Entwicklung Polens auf den Umstand hingewiesen wer¬ 
de, daß die Polen unter deutscher Oberhoheit stets sich 
wohlgefühlt hätten«. 

Diese Äußerung ist insofern interessant, als sie zeigt, daß 
Frank bisweilen Sachverhalte richtiger einschätzte als seine 
öffentlichen Äußerungen im allgemeinen vermuten lassen. Kon¬ 
sequenzen zog er daraus jedoch nicht. Überdies wäre einer 
solchen Aktion kaum Erfolg beschieden gewesen angesichts 
des durch die deutsche Okkupation neu entfachten polnischen 


Nationalgefühls ." 301 s 81 

Die Regierung des Generalgouvernements hat also seit 
Herbst 1940 vom illegalen Unterricht in Polen gewußt und 
ihn -- das "vergaß" Christoph Kleßmann zu erwähnen — 
offensichtlich geduldet, - mit Ausnahme der Fälle, da die¬ 
ser illegale Unterricht für Attentatsvorbereitungen miß¬ 
braucht wurde. Auch Kleßmann wußte nur von deutschen 
Polizeieinsätzen in solchen Fällen zu berichten, was ihn 
jedoch nicht hindert zu schreiben: 

"Die nationalsozialistische Kulturpolitik ... war ihrer In¬ 
tention nach deutlich auf substantielle Vernichtung des polni¬ 
schen Volkes als einer Kulturnation abgestellt". 3ft> s 108 

Kleßmann stört es auch nicht, wenn er an anderer Stel¬ 
le schreibt, daß 

"angesichts des in greifbare Nähe gerückten deutschen 
Sieges nicht nur die Okkupation immer drückender wurde, 
sondern zugleich auch die Anfälligkeit der Bevölkerung für 
Kollaboration wachsen mußte." 30)S - 114 

Diese " Anfälligkeit zur Kollaboration" sollte um jeden 
Preis verhindert wurden. E in "in greifbare Nähe gerückter 
Sieg " mußte keineswegs eine "immer drückendere Okkupa¬ 
tion" bedeuten, zumal ohne Nennung von Einzelheiten. 

Kleßmann widerspricht seiner Unterstellung von der 
"beabsichtigt gewesenen substantiellen Vernichtung des 
polnischen Volkes" auch durch seine Ausführungen auf S. 
183 - 184, wo er von einer " anarchischen Struktur der 
nationalsozialistischen Herrschaft im GG und von einer 
Vielfalt verschiedener rivalisierender Machtgruppen", von 
den Zwängen der Kriegführung, der Rüstungsindustrie, 
der Ostbahn, der Landwirtschaft, der Zivil Verwaltung usw. 
spricht, die auf qualifizierte, also geschulte Mitarbeiter an¬ 
gewiesen waren. So wurde vielfach ganz anders gehandelt, 
als öffentliche Sprüche vermuten ließen. Tatsächlich wur 
selbst Kleßmann zufolge "die These vom kulturlosen pol¬ 
nischen Volk stillschweigend fallengelassen ivorden", wunn 
auch, wie er meint, zu spät. 

So verfügten die mit der Exilregierung in London zu¬ 
sammenarbeitenden Untergrundkräfte zumindestab Früh¬ 
jahr 1941 "allgemeine Verhaltensmaxime für alle Berei¬ 
che der polnischen Gesellschaft mit konkreten Ge- und 
Verboten", die sie über eigene Presseorgane verbreiteten. 
Gleichzeitig bauten sie eine eigene konspirative Justiz auf, 
die "Kollaborateure und Verräter" verurteilte. 200 Todes¬ 
urteile gegen ihre eigenen Landsleute haben sie während 
der Okkupationszeit vollstreckt. 30)S - 114 

Die deutschen Behörden hatten den Geschichts-, Geo¬ 
grafie- und Literaturunterricht in Polen verboten, Ober¬ 
schulen und Universitäten geschlossen. Der illegale Unter¬ 
richt griff insbesondere diese Tabu-Fächer auf. Man traf 
sich in Privatwohnungen, Klöstern, Kirchen, Magazinen, 
Schuppen und wechselte ständig die Treffpunkte. Examen 
wurden durchgeführt und Zeugnisse ausgestellt. 
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Zeugen Jehovas unter dem Nationalsozialismus 



Dieses Thema ist von der bisherigen Geschichtsfor¬ 
schung zweifellos unterbelichtet worden, was einmal 
auf fehlende verläßliche Zeugenaussagen zurückführt 
und zum andern aussagekräftige Dokumente fehlen, 
entweder weil sie nicht (mehr) vorhanden oder noch 
nicht der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden 
sind. So stehen auch uns nur wenige Publikationen 
hierfür zur Verfügung: 

Detlef Garbe, "Zwischen Widerstand und Marty¬ 
rium. Die Zeugen Jehovas im Dritten Reich", o.O. 1997.: 

"Widerstand aus christlicher Überzeugung — Jeho¬ 


fern offener Widerstand geduldet werden kann (konn¬ 
te) oder nicht. 

Ein zusammenfassender Überblick wurde vom deut¬ 
schen Zweig der Wachturm Gesellschaft in Erwachet! 
vom 22.8.1995 veröffentlicht: 

"Rückblickend läßt sich sagen, daß der Zusammenstoß 
zwischen Jehovas Zeugen und dem Nationalsozialismus abso¬ 
lut unausweichlich war. Wieso? Weil sich die harten Forde¬ 
rungen, die der Nationalsozialismus stellte, mit drei biblisch 
begründeten Grundlehren der Zeugen Jehovas nicht vereinba¬ 
ren ließen. Diese waren: 


"Veröffentlichungen von 
\ Jehovas Zeugen, die die 7m- 
| sammenarbeit der Kirche 
j mit dem Nationalsozialismus 
• aufdeckten " 5 » s 8 
j World tribulation = 
^ Weltelend 


vas Zeugen im Nationalsozialismus", Dokumentation 
einer Tagung, Essen 1998, Klartext-Verlag, aus: Hi¬ 
storische Schriften des Kreismuseums Wewelsburg, 
Beiheft 1. 

"Ralph Angermund und deutsche Richterschaft 1919 
- 1945" Frankfurt/M 1990. 

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte , München 
1969, S. 181 - 218. 

Haase / Gerhard Paul (Hrsg.) "Die anderen Sol¬ 
daten: Wehrkraftzersetzung, Gehorsamsverweigerung 
und Fahnenflucht im Zweiten Weltkrieg", Frankfurt/ 
M 1995. 

Die politische Verfolgung von Zeugen Jehovas ist 
keine singuläre Erscheinung des Nationalsozialismus, 
sondern war in Österreich und der Weimarer Repu¬ 
blik ebenso an der Tagesordnung gewesen. 

Die Ursachen hierfür lagen in erster Linie in dem 
politisch-religiösen, zum Hochverrat auffordernden 
Fanatismus sowie den hierdurch veranlaßten Hand¬ 
lungen der Zeugen Jehovas in Verbindung mit der 
Machtstruktur des Staates, von der abhängt, inwie- 


1. Jehova Gott ist der höchste Souverän. 

2. Wahre Christen verhalten sich in politischen Angele¬ 
genheiten neutral. 

3. Wer Gott bis in den Tod treu bleibt, wird von ihm 
aufgeweckt. 

Diese drei biblisch begründeten Glaubensansichten veran¬ 
laßten Jehovas Zeugen gegen die unchristlichen Forderungen 
des NS-Staates unerschütterlich Stellung zu beziehen. Sie er¬ 
hoben daher mutig ihre Stimme und stellten den Nationalsozi¬ 
alismus als das Übel bloß, das er war. 

Jehovas Zeugen erhoben nicht den Arm zum Hitlergruß. 
Sie weigerten sich deshalb, weil sie ihre Rettung Gott zu¬ 
schrieben und sich ihm allein hingegeben hatten. Die Bibel 
sagt über Jehova folgendes: 

'Du allein bist der Höchste über die qartze Erde.' (Psalm 
83:18) 

Im Grunde wurde durch die Worte »Heil Hitler!« zu ver¬ 
stehen gegeben, daß Hitler für Rettung sorgen könne. Jehovas 
Zeugen konnten nicht Gott die Treue halten und gleichzeitig 
einem Menschen Heil oder Rettung zuschreiben. Ihr Leben 
gehörte Gott und ihm bewahrten sie Treue und Loyalität." 5,s 4 
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Erwachet! führt weiter aus, daß Zeugen Jehovas 
wegen ihrer Weigerung, politischen oder auch religiö¬ 
sen Forderungen der nur von Menschen herstellbaren 
Obrigkeit nachzukommen, bereits im ersten Jahrhun¬ 
dert n. Chr. "ausgepeitscht" wurden. 

"Viele der ersten Christen verloren ihr Leben, weil sie Gott 
mehr gehorchten als Menschen. ... 

Da Jehovas Zeugen nur für eine einzige Regierung eintre- 
ten — Gottes Königreich — halten einige sie für staatsgefähr¬ 
dend. Damit tun sie ihnen jedoch großes Unrecht. ... Sie 
verhalten sich in politischen Angelegenheiten neutral. Sie be¬ 
achten die Gesetze menschlicher Regierungen, weil sie Gott 
gegenüber loyal sein möchten." 

Wie diese Neutralität in der Praxis schon während 
der Weimarer Zeit aussah, schildert Erwachet! unter 
Bezugnahme auf die gewaltige Pubklikationskraft ih¬ 
rer internationalen Organisation für das Jahr 1929: 

"Der Nationalsozialismus ist eine Bewegung, die direkt im 

Dienste des Feindes der Menscnen, des Teufels, tätig ist." 38) s 

6 

Wenig tröstlich war hierbei, daß von denselben Leu¬ 
ten auch der Papst und der katholische Klerus verteu¬ 
felt wurden. Schon 1931 sind die Länder Baden, Bay¬ 
ern und Württemberg mittels Polizeiverfügungen und 
Druckschriftenverboten gegen die Bibelforscherverei¬ 
nigung vorgegangen; ihr Pressebüro in Magdeburg 
wurde im April 1932 geschlossent. 39 ' s 32 Die Regierung 
in Österreich hat die Zeugen Jehovas schon 1935 ver¬ 
boten. 3V * s 34 

"Das schnelle Vorgehen gegen die Zeugen Jehovas (im 
Jahr 1933) war nicht zuletzt von dem Bemühen um ein Einver¬ 
nehmen mit den beiden Großkirchen bestimmt. 

An allen maßgebenden Besprechungen über das Verbot 
der Bibelforschervereinigung (1933) wirkten Vertreter der Kir¬ 
chen mit. Teilweise riefen von den Deutschen Christen gestell¬ 
te Kirchenleitungen sogar die Pfarrer und Pastoren zu Spitzel¬ 
diensten für die Gestapo auf, um den Zeugen Jehovas das 
Handwerk zu legen." 1,,s 17 

Im September 1934 rief Joseph Franklin Ruther¬ 
ford, der Präsident der internationalen Watch Tower 
Society, die Zeugen Jehovas in Deutschland auf, sich 
dem Organisationsverbot zu widersetzen, Versamm¬ 
lungen durchzuführen, Schriften im Untergrund her¬ 
zustellen und zu verbreiten. In einer "Aufklärungsak¬ 
tion" am 20.6.1937 wurden daraufhin "Zehntausende 
von Briefen, verbreitet", in denen "der barbarische Hit¬ 
ler-Staat" angeprangert und die Deutschen aufgefor¬ 
dert wurden, ihm die Loyalität aufzukündigen, um 
"des Gottesreiches willen", ("politisch neutral", bemüht, 
"die Gesetze zu befolgen"?) — Repressionen des Staates 
waren die zwangsläufige Folge. 391 s 19 ' 21 Was hatte sich 
Rutherford in innerdeutsche Angelegenheiten einzu¬ 
mischen und zum Staatsstreich aufzufordern? Nach 
der 2. Verhaftungswelle waren die diesbezüglichen 

38) Erwachet!, 22. August 1995 (erscheint in 75 Sprachen, durchschnittliche 
Auflage 12,99 Millionen). Erwachet "ist Teil eines weltweiten gottesdienst¬ 
lichen Werks"; Deutschland: Am Steinfels, D-65618 Selters. 

39) "Widerstand aus christlicher Überzeugung -- Jehovas Zeugen im National¬ 
sozialismus - Dokumentation einer Tagung", Essen 1998, Beiheft 1, Histori¬ 
sche Schriften des Kreismuseums Wewelsburg. 


Aktivitäten der Zeugen Jehovas in Deutschland weit¬ 
gehend zum Erliegen gekommen. 

1938 publizierte Watch Tower Society: 

"Wir erkennen in der Totalitätsherrschaft des Nationalso¬ 
zialismus das Machwerk Satans, das als Ersatz für Gottes 
Königreich hervorgebracht worden ist." 

"Immer wieder" wurden solche international koor¬ 
dinierten Töne auch durch den Äther verbreitet, wa¬ 
ren doch die Zeugen Jehovas international organisiert, 
und selbst das Eigentum der Wachturm-Gesellschaft 
als Auslandsvermögen deklariert. 

Rutherford posaunte permanente Schelte über 
Reichskanzler Adolf Hitler in die Welt. Presse, Orga¬ 
nisationen und Rundfunk standen ihm in allen Konti¬ 
nenten zur Seite. Mit seiner Akzentuierung von der 
"satanischen Natur des Nationalsozialismus" — der 
ihn als Ausländer überhaupt nichts anging — über¬ 
trumpfte er noch die übrigen "heiligen Krieger" von 
der Ostküste der USA, von England und anderswo 
und reihte sich damit in die weltweite Koalition gegen 
das sich aus Wirtschaftsnot und Bürgerkrieg befreien¬ 
de Deutschland zwecks Vernichtung seiner Existenz 
ein. Das soll "Gottes Gebot" zufolge "politisch neutral" 
sein, ein Beleg dafür, "die Gesetze zu befolgen"! 

Dies Gehabe ist doch krankhaft widersprüchlich 
gegenüber den selbst aufgestellten Postulaten! Hetze 
ohne konstruktiven Bodensatz blieb als Resultat! 

Am 2. Oktober 1938, als dem Reichskanzler die 
soeben gewaltlos befreiten 3,5 Millionen Sudentendeut¬ 
schen zujubelten, erdreistete sich Rutherford zu er¬ 
klären: 

"Der Teufel hat dort (in Deutschland) als seinen Vertreter 
einen unbarmherzigen, grausamen, fanatischen Menschen zur 
Macht erhoben. ... Auf unmenschliche Art verfolgt er die 
Juden, weil sie einst Jehovas Bundesvolk waren und den Na¬ 
men Jehovas trugen, und weil Christus Jesus ein Jude war." 

38) S 9 

Am 15. Mai 1940 — der Frankreichfeldzug hatte 
soeben begonnen -- hieß es in der von ihm kontrollier¬ 
ten englischen Ausgabe der Zeitschrift Trost: 

"Hitler ist durch und durch ein Kind des Teufels, so daß 
Reden und Entscheidungen aus ihm heraussprudeln wie Was¬ 
ser aus einer hervorragend funktionierenden Abwasserleitung." 

38) S 10 

Waren die Veröffentlichungen von Trost vom Juni 
1940, als Hitler Frankreich einen außerordentlich eh¬ 
renhaften Waffenstillstand angeboten hatte, "politisch 
neutral", als diese Zeugen-Jehova-Zeitung in ihrer eng¬ 
lischen Ausgabe schrieb?: 

"Als Deutschland seinen Blitzkrieg startete, lebten in Po¬ 
len 3.500.000 Juden. ... und sollten die Berichte, die die 
westliche Welt erreichen, richtig sein, so ist die Vernichtung 
der Juden voll im Gange." 

1943 informierte Trost (engl.) seine Zeugen: 

"Ganze Völker — Griechen, Polen und Serben — werden 
systematisch ausgelöscht." 381 s 10 

Diese "Gotteskrieger" haben mit solcherart Ti- 
raden alle übrigen Kriegshetzer der irdischen 
alliierten Schwarz-Propaganda übertroffen und 
nennen das "politische Neutralität "! 
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Kein Wunder, wenn die NS-Führung - vor allem 
während des Krieges -- diese religiös verbrämten 
Schriften und ihre Verteiler auszuschalten bemüht 
war. Selbst der Gestapo gelang dies nicht vollstän¬ 
dig: 

"Trotz verzweifelter Bemühungen gelang es der Gestapo 
zu keiner Zeit, mehr als die Hälfte aller Zeugen in Deutsch¬ 
land einzusperren. Man stelle sich vor, wie frustrierend das 
angesichts des gewaltigen Spitzelapparats des NS-Staates 
gewesen sein muß: — die kleine Gruppe von Zeugen konnte 
weder gefaßt noch zum Schweigen gebracht werden, noch 
war man imstande, die emsige Verbreitung ihrer Veröffentli¬ 
chungen zu stoppen. Die Schriften wurden verbreitet und 
überwanden selbst die Stacheldrahtzäune der Konzentrati¬ 
onslager. " 38) s 11 

Aus den genannten, reli¬ 
giös motivierten Einschät¬ 
zungen — nicht etwa auf 
Grund konkret veranlaßter 
Verhaltensmaßnahmen von 
Partei oder Regierung — ver¬ 
weigerten die sich seit 1931 
"Zeugen Jehovas" nennenden 
"Bibelforscher" nicht etwa 
nur den Hitler-Gruß, sondern 
sämtliche staatlichen Eide, 
wie z.B. den Beamten- oder 
Fahneneid, sie verweigerten 
den Wehr- bzw. Waffen- und 
Kriegsdienst, die Mitglied¬ 
schaft in jeglichen NS-Orga- 
nisationen, sie beteiligten 
sich nicht an Wahlen und 
Volksabstimmungen, verwei¬ 
gerten jegliche Mitarbeit an 
Rüstungsmaßnahmen. Den¬ 
noch wurden ihnen weitge¬ 
hend "goldene Brücken" ge¬ 
baut und sie für Arbeiten ein¬ 
gesetzt, die. ihren Glaubens¬ 
grundsätzen nicht widerspra¬ 
chen und sogar schwierig zu 
überwachen waren, selbst als 
SS-Bedienstete. 61 s 22 Das hin¬ 
derte freilich nicht, daß Koo¬ 
perationsverweigerer auch 
hart bestraft wurden, die jede 
Zusammenarbeit "mit dem 
Nazistaat" ablehnten. 5) s 14 

"Die verbesserte Lage bildete 
die Basis für eine verstärkte Fort¬ 
setzung der Bibelforschertätigkei¬ 
ten auch innerhalb der Gefangen¬ 
schaft. Die Zeugen Jehovas tra¬ 
fen sich in den Konzentrationsla¬ 
gern heimlich zu »Bibel- und 
Wachturm-Studien«, feierten Got¬ 
tesdienste und vervielfältigten ins 
Lager eingeschmuggelte religiö¬ 
se Schriften ." 391 s 23 


Vertreter der Zeugen Jehovas berufen sich darauf, 
daß von der Wehrmachtjustiz 250 ihrer Anhänger we¬ 
gen Wehrdienstverweigerung und Wehrkraftzerset¬ 
zung während des Krieges zum Tode verurteilt wor¬ 
den waren, 10.000 unterschiedlich lange in Haft, da¬ 
von 2.000 in Konzentrationslagern mit lila Winkel ge¬ 
halten worden waren und etwa 1.200 aus politischen 
Gründen bis 1945 ihr Leben verloren haben. 

Eine Nachprüfung dieser Zahlen war uns nicht mög¬ 
lich. Literatur über das Verhalten der Zeugen Jehovas 
und der Regierungen ihnen gegenüber in den west¬ 
alliierten kriegführenden Staaten stand uns leider nicht 
zur Verfügung. 



Ostarbeiterinnen 1942 in Berlin 

Der Spiegel kommentierte am 30.3.1980: 

"Was brauchbar ist, wird bei uns umgezüchtet." 

Auch sie sind gut ernährt, keineswegs verängstigt, offensichtlich auch nicht gehetzt. 
Dieses Bild dürfte nicht unbedingt eine Propagandaufnahme sein. Unvoreingenommene Er¬ 
lebniszeugen von damals schildern dies als Normalität der Behandlung. 


Schrecklich sieht der Kontrast zum "Gulag der Frauen" aus, wie ihn Käthe Fraedrich 
(München 1997) beschrieben hat oder noch unfaßbarer, was Gert O. Sattler im "Uidens- 
weg deutscher Frauen 1944 - 1949" (Kiel 1996) zusammengefaßt hat. Nur eines von dem 
vielfach gar nicht Wiederzugebenden: 


Sklaverei 

Als die Niederlage kam, 
war der letzte Schutz vorbei: 

Hilflos trieb man deutsche Frau'n 
in das Joch der Sklaverei. 

Morgens wurden sie verkauft, 
abends sicher eingesperrt 
und des Nachts von Wachmannschaft 
gierig aus dem Stroh gezerrt. 

Im Gefängnis litten sie 

Seelen-, Angst- und Höllenpein: 
Schuften mußten sie am Tag 
und des Nachts zu Willen sein. 

Viele starben totgequält 
an den Folgen der Tortur 
ohne Echo in der Welt, 
ohne eine Grabesspur. 
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"Wider zwei Legenden über den Holocaust " 


So lautet in der Tat die Überschrift der Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 30. Juni 2000, S. 57. Freilich 
ergänzt Prof. Eberhard Jäckel sie - offensichtlich mit 
Blick auf die Gesetzeslage und Justizpraxis der Bundesre¬ 
publik - mit dem Untertitel „Plädoyer für Einzigartigkeit 
des Genozids, den die Nazis an den Juden verübten“. 

Der durch seine opportunistische Darstellungsweise be¬ 
kannte Stuttgarter Historiker Prof. Eberhard Jäckel hat 
mit diesem „Plädoyer“ wieder einmal ein Glanzstück sei¬ 
ner Einseitigkeit und damit seiner willkürlichen Beurtei¬ 
lungsweise unter Beweis gestellt, aber gleichzeitig zwangs¬ 
läufig Sachverhalte - zumindest in groben Zügen -- zu¬ 
rechtgerückt, von denen jeder unbefangene Experte längst 
seit Jahrzehnten wußte, daß sie dem deutschen Volk im 
Vollzug der globalen Diffamierungspolitik seit 1945 völlig 
zu Unrecht angelastet worden waren. 

Prof. Eberhard Jäckel verweist zunächst darauf, daß 
der 1982 gegründete Zentralrat der Sinti und Roma erst¬ 
malig den Begriff „Zigeuner“ in „Sinti und Roma“ umge¬ 
prägt und in der Öffentlichkeit durchgesetzt hat, -- mit der 
Begründung, der Begriff „Zigeuner sei herabsetzend“. Dies 
ist er hingegen keineswegs, wie sich aus den Wortbildun¬ 
gen „Zigeunermusik“, „Zigeunerromantik“ usw. erweist. 
Es handelte sich auch um keinen „Nazi“-Begriff. Doch ab¬ 
gesehen von dieser Neufirmierung an sich hält es auch 
Prof. Eberhard Jäckel für „problematisch“, die neue, nun 
zweiteilige Bezeichnung „nachträglich und gleichsam mit 
rückwirkender Kraft auch für Epochen durchzusetzen, in 
denen sie nicht in Gebrauch war“. 

Doch wichtiger noch: Prof. Jäckel bestätigt: 

Es habe nichts mit aus Forschung erwachsener Er¬ 
kenntnis zu tun, w'enn der Zentralrat der Sinti und Roma 
seit fast 2 Jahrzehnten (und seine Wortführer bereits seit 
3 Jahrzehnten) stereotyp behauptet, was von einem welt¬ 
weit synchron gesteuerten Zeitungs-, Zeitschriften- und 
sogar Buchmarkt gleichlautend ausgewalzt immer wieder 
neu voneinander abgeschrieben wird, aber niemals bewie¬ 
sen worden ist: während des Dritten Reiches oder zumin¬ 
dest im Verlauf des Zweiten Weltkrieges seien 500.000 
Zigeuner von den Deutschen ermordet worden. Jäckel 
schreibt wörtlich: 

„Bedenklich war indessen, daß diese Verbandsstrategie 
sich von Anfang an auf ein Geschichtsbild stützte und dieses 
auch mit den Methoden eines Interressenverbandes durchzu¬ 
setzen versuchte, das auf der These beruhte, die Verfolgung 
der Zigeuner und der Juden sei identisch gewesen und parallel 
verlaufen. ... 


Verbände sollen die Interessen ihrer Mitglieder vertreten. 
Sie können jedoch vernünftigerweise nicht bestimmen, was 
»im historischen Bewußtsein zu verankern« ist. Das bleibt in 
einer freien Gesellschaft der Forschung und dem öffentlichen 
Diskurs Vorbehalten. Die Kirchen bestimmen schließlich nicht 
die Kirchengeschichte, die Parteien oder die Gewerkschaften 
nicht die Parteien- und Gewerkschaftsgeschichte. ... 

Das Fazit ist, daß das Geschichtsbild des Zentralrats der 
Sinti und Roma dem Erkenntnisstand der internationalen For¬ 
schung widerspricht. Das gilt auch für die Zahlenverhältnisse. 
Der Zentralrat beziffert die Opfer seit langem auf 500.000. 
Auf der erwähnten Berliner Tagung (im Dezember 1993 mit 
Unterstützung der Bundeszentrale für politische Bildung im 
Berliner Reichstagsgebäude) war sogar von »der planmäßi¬ 
gen Ermordung von weit über 500.000» die Rede. Die 
Zahl steht auch im Prospekt der vom Zentralrat kürzlich in 
Heidelberg eröffneten ‘Ständigen Ausstellung’, und sie findet 
nun zunehmend Eingang in die öffentlichen Reden. In dem 
Ausstellungsprojekt ist hinzugefügt: »ISach Schätzungen«. 
Darauf ist man in der Tat angewiesen. ... 

In einem 1972 erstmals veröffentlichten und seit 1981 auch 
in Deutschland verbreiteten Buch „The Destiny of Europe’s 
Gypsies“ hatten Donald Kenrick und sein Mitautor Grattan 
Puxon, der damalige Generalsekretär der internationalen 
Roma-Union in London, die Gesamtzahl der Opfer auf 219.000 
geschätzt. Auf Grund neuer Berechnungen revidierte Kenrick 
1989 in der Zeitschrift »Holocaust and Genocide Studies« die 
frühere Schätzung auf 196.000. 

Der deutsche Historiker Michael Zimmermann nannte in 
seinem Buch »Rassenutopie und Genozid. Die nationalsoziali¬ 
stische ‘Lösung der Zigeunerfrage’« zwar Zahlen für einzelne 
europäische Länder, gab damals aber keine Gesamtschät¬ 
zung. 1997 holte er das nach und sprach sehr zurückhaltend 
von einer Gesamtzahl von »mindestens 90.000«. 

Lewy (amerikanischer Historiker Guenter Lewy) berichtet 
das alles nur und meint sogar, exakte Angaben wurden nie 
gemacht werden können. Sicher ist jedoch, und zwar schon 
seit 1972, daß selbst die größten Schätzungen weit unter der 
vom Zentralrat der Sinti und Roma immer wieder angeführten 
Zahl liegen. ... 

Die öffentliche Erinnerung muß der Wahrheit entspre¬ 
chen. Es ist eine der obersten Aufgaben der Wissenschaft, 
die Gesellschaft vor Legenden zu bewahren. Die Wissen¬ 
schaftler haben sich mehrfach geäußert. Sie haben die bes¬ 
seren Argumente. Damit ist der freie Diskurs nicht beendet. 
Nur darf er nun nicht mehr mit Demonstrationen, Pressio¬ 
nen und ähnlichen Mitteln ausgetragen werden. Es kommt 
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Eine der vielen Reparationskonferenzen im französischen Außenministerium in Paris 1923. Vor dem 
mittleren Fenster stehend: Winston Churchill , schon damals lange im unversöhnlichen 
Kampf gegen Deutschland beteiligt. Mit Adolf Hitler hatte das nichts zu tun 


auf Argumente an. Vor al¬ 
lem kommt es darauf an, 
daß die deutsche Gesell¬ 
schaft (von „Volk“ ist bei 
Jäckel keine Rede, -- d. 

Verf.) sich von ihr auf ge¬ 
drängten Legenden so¬ 
wohl hinsichtlich der Ho¬ 
mosexuellen wie der Zi¬ 
geuner befreit und zu ei¬ 
nem wahren Geschichts¬ 
bild des Holocaust zurück¬ 
findet.“ 

Mit diesem Fazit ist 
die Ausarbeitung von 
Udo Walendy in den Hi¬ 
storischen Tatsachen Nr. 23 „Zigeuner bewältigen Vi Mil¬ 
lion“ vollauf bestätigt, damit auch die diesbezügliche Lüge 
des ehemaligen Bundeskanzlers Helmut Kohl vor dem 
Deutschen Bundestag am 7. November 1985 (siehe Bulle¬ 
tin, Bonn 8.11.1985). 

Man vergegenwärtige sich noch einmal: „Seit 1972 ist 
sicher, daß selbst die größten Schätzungen weit unter 
der vom Zentralrat der Sinti und Roma immer wieder 
aufgeführten Zahl liegen und selbst damals die Gesamt¬ 
zahl der Opfer auf219.000 geschätzt“ worden war. 

Dennoch hat seit 1972, als erstmals in einer Broschüre 
aus England von diesem Vermißtenschicksal die Rede war, 
und dort zugegeben wurde, daß darüber keine „exakten 
Angaben jemals gemacht werden können", kein offizieller 
Historiker gewagt, diese Erkenntnis zu verwerten. Nicht 
einer hat um Auskunft darüber gebeten, wie denn die be¬ 
sagten „Schätzungen“ überhaupt zustande gekommen wa¬ 
ren, zumal niemand darüber etwas hatte verlauten lassen. 

Als zweite „ Legende über den Holocaust“ verweist Prof. 
Jäckel auf die Homosexuellen im Dritten Reich und dar¬ 
auf, daß sie keineswegs „systematisch ermordet“ wurden, 
sondern für. konkret in den Gesetzestexten der § 175 und 
175a bezeichnete und nachgewiesene - nur Männer betref¬ 
fende - Unzuchthandlungen, verbunden stets mit einem 
Gerichtsverfahren, bestraft wurden, je nach Art, Schwere 
und Vielfalt mit Gefängnis und/oder Konzentrationslager. 
Diese Gesetzestexte waren sogar noch in der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland bis zum Jahre 1969 in Kraft. „Die Nazis“ 
haben Homosexualität nicht als Rassenmerkmal, sondern 
als Krankheit angesehen. „Die Veranlagung selbst blieb 
straffrei“. Ohne hier auf Zahlen einzugehen - „Zahlenan¬ 
gaben sind in diesem Bereich naturgemäß besonders unsi¬ 
cher“ - stellen doch die verschiedenartigsten Forscher fest 
(Burkhard Jcllonek in seinem Buch „Homosexuelle unter 
dem Hakenkreuz“, 1990, US-Sexualforscher Alfred Kin- 
sey u.a.), daß, 

„wenn auch nun natürlich ohne die Nazi-Grausamkei¬ 
ten ... rein numerisch betrachtet, ... die NS-Justiz keines¬ 
wegs mehr Opfer gefordert habe, alsz.B. die BRD-Justiz in 


den 12 Vergleichsjahren von 1953 - 1965“. 

Dies sind beachtliche Feststellungen, zu denen sich Jäk- 
kel als Repräsentant der offiziellen bundesdeutschen Hi¬ 
storikerschaft veranlaßt sah, um darzutun, daß das gewal¬ 
tige, in der Nähe des Reichstages und unmittelbar an das 
Gelände der ehemaligen Reichskanzlei angrenzende Mo¬ 
nument in Berlin „völlig zu Recht“ ausschließlich zum Ge¬ 
denken des an den Juden begangenen, einzigartigen Holo¬ 
caust gewidmet sei und nicht etwa allen Opfern des Krie¬ 
ges oder auch nur „allen Opfern der Gewaltherrschaft“. 

Hätte Jäckel doch seine tugendhaften Sprüche (zusätz¬ 
lich zu den zitierten) auch auf jene andere bemerkenswerte 
Minderheit ausgedehnt und darauf verwiesen, daß glei¬ 
chermaßen Deutsche ein Anrecht auf Achtung ihrer Toten 
und Geschändeten haben, Ursache und Wirkung zu beach¬ 
ten sei und es darauf ankomme, daß die Menschheit - und 
nicht nur die „Gesellschaft“ im Rest Deutschlands - „von 
ihr aufgedrängten Legenden befreit und zu einem wahren 
Geschichtsbild“ allgemein zurückfindet, so hätte er der 
(insbesondere geknebelten deutschen) Historikerschaft ein 
Tor für die Rückkehr zur Normalität und zum wissen¬ 
schaftlichen Ethos - Ehrlichkeit und Unparteilichkeit - 
aufgeschlagen. Doch solches ist auf Grund der Schulricht¬ 
linien, Gesetze und Rechtspraxis in der Bundesrepublik 
Deutschland aus „volkspädagogischen Gründen“ auch für 
Prof. Jäckel offensichtlich nicht freigegeben. 

Ein Leserbrief zum Plädoyer Jäckels in der FAZ vom 
14.7.2000 bestätigte: Statt Sachdebatte Empörung eines 
"demokratiebewußten Anständigen", der über die "globale 
und singuläre Schuld der Deutschen" w'acht. 

Bezeichnender war zwar der Leserbrief in der FAZ 
vom 18.7.2000 von Romani Rose, Zentralrat Deutscher 
Sinti und Roma, Heidelberg, w-enngleich auch er zur Sache 
selbst nichts aussagte: 

„Ara 16. März 1997 sagte Bundespräsident Roman Her¬ 
zog bei der Eröffnung des Dokumentations- und Kultur¬ 
zentrums Deutscher Sinti und Roma in Heidelberg: 

»Der Völkermord an den Sinti und Roma ist aus dem 
gleichen Motiv des Rassenwahns, mit dem gleichen Vor- 
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